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[bookmark: _Toc71888256][bookmark: _Toc502842252]1921-01	Bekämpfung von Hasskriminalität im Netz: Bundestag beschließt zweite Novelle des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 

Der Bundestag hat das Gesetz zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes beschlossen. Ziel ist es, die Bekämpfung strafbarer Inhalte auf den Plattformen der sozialen Netzwerkanbieter zu verbessern und transparenter zu machen. Dabei sollen Meldewege für Beschwerden über rechtswidrige Inhalte erleichtert, unmittelbare Auskunftsansprüche von Betroffenen gegenüber den Anbietern geschaffen und zivilrechtliche Ansprüche wegen der Verletzung absolut geschützter Rechte aufgrund rechtswidriger Inhalte erleichtert werden. Neben einem Gegenvorstellungsverfahren, wenn es um die Löschung oder Beibehaltung von Inhalten auf Plattformen geht, ist auch Gegenstand der Änderungen eine Anerkennungsmöglichkeit für privatrechtlich organisierte Schlichtungsstellen. Die Änderungen werden am 28.5.2021 vom Bundesrat beraten, der Einspruch erheben kann. Aus Sicht des DStGB sind die Stärkung der Nutzerrechte sowie die erweiterte Bestandsdatenauskunft zur Ermittlung von Tätern rechtswidriger Hasspostings ausdrücklich zu begrüßen.

Der Bundestag hat am 6. Mai 2021 den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes in der 2./3. Lesung angenommen. Das ursprünglich 2017 in Kraft getretene Netzwerkdurchsetzungsgesetz wird nach den erst am 3. April 2021 in Kraft getretenen Änderungen durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität weiter konkretisiert und weiterentwickelt. 

Stärkung der Nutzerrechte

Die Nutzerfreundlichkeit der Meldewege zum Übermitteln von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, die zum Teil noch zu kompliziert oder versteckt sind, sollen verbessert werden. Zudem sollen Informationspflichten für halbjährliche Transparenzberichte der Plattformbetreiber ergänzt und im Telemediengesetz ein unmittelbarer Auskunftsanspruch gegenüber den Diensteanbietern geschaffen werden. Dieser Anspruch soll für Nutzer gelten, die in sozialen Netzwerken Opfer rechtswidriger Inhalte geworden sind. 

Mehr Transparenz im Umgang mit Berichten sozialer Netzwerkbetreiber

Um der Öffentlichkeit eine gewisse Vergleichbarkeit der Berichte verschiedener Anbieter zu erleichtern, sollen die Berichte künftig eine Zusammenfassung wesentlicher Informationen enthalten. Ferner ist künftig unter anderem auch über den Umgang mit Gegenvorstellungen sowie über Grundlagen der Funktionsweise von automatisierten Verfahren beim Auffinden von zu entfernenden Inhalten zu berichten, soweit die Anbieter diese schon heute einsetzen. Die Anbieter sollen künftig zudem darüber berichten, ob und inwieweit Wissenschaft und Forschung zur anonymisierten Auswertung Zugang zu Erkenntnismöglichkeiten gewährt wird über spezifische Betroffenheiten durch rechtswidrige Inhalte, abgestimmte Verhaltensweisen bei deren Verbreitung sowie zu der Frage, inwiefern entfernte Inhalte an Eigenschaften im Sinne des § 1 AGG anknüpfen.

Privatrechtlich organisierte Schlichtungsstellen

Eingeführt werden sollen Gegenvorstellungsverfahren, wenn es um die Löschung oder Beibehaltung von Inhalten auf Plattformen geht. Damit wird sichergestellt, dass Beschwerdeführer einerseits sowie Inhalteverfasser andererseits auf einfache Weise vom Anbieter eines sozialen Netzwerks die Überprüfung einer Entscheidung über einen Inhalt herbeiführen können. Zudem wird eine Anerkennungsmöglichkeit für privatrechtlich organisierte Schlichtungsstellen eingeführt. Eine solche Schlichtung könne dazu beitragen, eine außergerichtliche Lösung für Streitigkeiten zwischen Beschwerdeführern bzw. Nutzern und dem Anbieter zu erreichen. Schließlich werden auch Vorgaben der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste (AVMD-RL) zum Schutz vor strafbaren Inhalten auf Videosharingplattformen mit den neuen Regelungen umgesetzt.

Umfang der Bestandsdatenauskunft durch die Zentralstelle beim BKA konkretisiert

Durch eine Änderung des § 3a Absatz 4 NetzDG soll klargestellt werden, dass die für die Bestandsdatenauskunft durch das BKA benötigten Daten, zu denen neben der IP-Adresse und der Portnummer auch der Zeitpunkt des Zugriffs gehört, vom Anbieter des sozialen Netzwerkes mit übermittelt werden müssen, damit diese den zuständigen Behörden für eine erfolgversprechende Abfrage zur Verfügung stehen. Hintergrund ist, dass IP-Adressen vielfach dynamisch vergeben werden und nicht dauerhaft einem bestimmten Anschluss zuzuordnen sind. Die Bestandsdatenabfrage kommt bei der Strafermittlung und -verfolgung von Tätern von Hasspostings zum Tragen, die dem BKA durch die Netzwerkbetreiber gemeldet wurden. Eine solche Pflicht zur Meldung bestimmter strafbarer Inhalte an das BKA tritt ab Februar 2022 in Kraft. Das BKA prüft die gemeldeten Inhalte auf schwere Straftatbestände. Stuft es die Meldungen als strafrechtlich relevant ein, werden die Fälle für die weitere Bearbeitung im Fall eines Ermittlungsverfahrens den Staatsanwaltschaften in den Bundesländern übermittelt.

Anmerkung des DStGB

Die Gesetzesänderungen sind neben dem Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität ein weiterer wichtiger Schritt im Kampf gegen Hass, Hetze und Bedrohungen in sozialen Medien, von denen auch Kommunalpolitiker:innen, kommunale Beschäftigte, Feuerwehr- und Rettungskräfte sowie ehrenamtlich Engagierte stark betroffen sind. Dies betrifft vor allem die erweiterten Rechte, um sich gegen Hasspostings, ihr Löschen oder Beibehalten durch Netzwerkanbieter zu wehren, Auskunftsansprüche erheben und Streitigkeiten sowohl auf strafrechtlichem als auch zivilrechtlichen Wege gerichtlich und außergerichtlich klären zu können. Ausdrücklich zu begrüßen ist auch die Klarstellung im Hinblick auf den Umfang der an das BKA herauszugebenden Daten, um strafbare Inhalte prüfen und vermeintliche Täter von Hasspostings ermitteln zu können. Es bleibt abzuwarten, wie sich der Bundesrat am 28.05.2021 positioniert. 


(I/3 Miriam Marnich, 11.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888257]1921-02	Bundesrat fordert Nachbesserungen bei der Bekämpfung von Stalking und der Veröffentlichung sogenannter „Feindeslisten“

Der Bundesrat sieht Nachbesserungsbedarf bei den Plänen der Bundesregierung, den strafrechtlichen Schutz vor Stalking im realen Leben und im Netz zu verbessern und einen Straftatbestand für die Veröffentlichung sogenannter „Feindeslisten“ einzuführen. Die zwei Gesetzesvorhaben haben eine hohe Relevanz im Kampf gegen Hass, Anfeindungen und Bedrohungen gegenüber Betroffenen, zu denen auch Kommunalpolitiker:innen, Beschäftigte und kommunal Engagierte zählen. 

Bekämpfung von Stalking 

Die Bundesregierung plant, aus Gründen des Opferschutzes, die Strafbarkeitsschwelle für Nachstellungen in § 238 Strafgesetzbuch abzusenken. Nach Einschätzung der Bundesregierung bereitet die gegenwärtige Formulierung dieser Norm in der Praxis Schwierigkeiten für die Strafverfolgung, weil sie insgesamt zu hohe Anforderungen an ein strafbares Verhalten stelle. Außerdem könnten schwere Konstellationen nicht angemessen geahndet werden. Künftig soll ausreichen, dass Täter „wiederholt“ einer Person nachstellen. Außerdem soll genügen, dass die Lebensgestaltung der Opfer „nicht unerheblich“ beeinträchtigt ist. Für besonders schwere Fälle soll eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren möglich sein.

Zudem sieht der Gesetzentwurf vor, die derzeit in § 238 Absatz 2 Strafgesetzbuch enthaltene Qualifikationsvorschrift unter Beibehaltung der erhöhten Strafandrohung in eine Regelung besonders schwerer Fälle umzuwandeln und zu erweitern. Hier setzt unter anderem die Kritik des Bundesrates an: Der Katalog der Regelbeispiele für besonders schwere Fälle bedürfe noch der Ergänzung um weitere, praktisch bedeutsame Anwendungsfälle erhöhten Unrechts. Namentlich soll nach dem Willen der Länder ein besonders schwerer Fall auch dann vorliegen, wenn Täter innerhalb der letzten fünf Jahre wegen bestimmter Taten nach dem Gewaltschutzgesetz rechtskräftig verurteilt worden sind oder bei der Tat gleichzeitig gegen eine Gewaltschutzanordnung verstoßen. Außerdem bittet die Länderkammer um Prüfung, ob Konstellationen, in denen Täter die Opfer mit Abhörgeräten, GPS-Trackern oder Drohnen ausspähen, ebenfalls vom Straftatbestand der Nachstellung erfasst werden können.

Änderungen sind im Regierungsentwurf auch bezüglich des sogenannten Cyberstalkings vorgesehen. Zwar können Cyberstalking-Handlungen bereits nach derzeitiger Rechtslage teilweise bestraft werden. Aus Gründen der Bestimmtheit und der Rechtssicherheit sollen entsprechende Handlungen aber nun ausdrücklich gesetzlich erfasst werden.

Einführung eines Straftatbestandes für die Veröffentlichung sogenannter „Feindeslisten“

Feindeslisten sind Sammlungen personenbezogener Daten, die beispielsweise durch ausdrückliche oder subtile Drohungen in einem Zusammenhang verbreitet werden, den die Betroffenen und die Öffentlichkeit als einschüchternd oder bedrohlich empfinden können. Zum Schutz hiervor sieht der Gesetzentwurf einen neuen Straftatbestand vor: das gefährdende Verbreiten personenbezogener Daten (§ 126a). Die Verbreitung von Daten wie Namen und Adressen soll künftig strafbar sein, wenn sie in einer Art und Weise geschieht, die dazu geeignet ist, die Betroffenen oder ihnen nahestehende Personen in die Gefahr zu bringen, Opfer einer Straftat zu werden. Unter die potenziellen Straftaten fallen Verbrechen sowie sonstige rechtswidrige Taten, die sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen eine Sache von besonderem bedeutendem Wert richten.

Der Bundesrat mahnt eine Präzisierung des Straftatbestandes an. Die neue Norm sei dahingehend zu formulieren, dass die Verbreitung in einer Art und Weise erfolgt, die nicht nur geeignet, sondern auch nach den Umständen dazu bestimmt ist, die Betroffenen oder ihnen nahestehende Personen in die Gefahr zu bringen, Opfer einer Straftat zu werden, fordert die Länderkammer. Unter Bestimmung sei die Zielsetzung zu verstehen; der Wille des Täters müsse die möglichen Folgen der Tat umfassen. Durch Ergänzung um dieses subjektive Element werde der Tatbestand eingeschränkt und eine ausufernde Ausweitung verhindert. Andernfalls bleibe der qualitative Unterschied zwischen einem strafbaren und einem straflosen Verbreiten der Daten weitgehend konturlos.

Weiteres Verfahren

Die Stellungnahme des Bundesrates wurde der Bundesregierung zugeleitet, die dazu eine Gegenäußerung verfasst und dem Bundestag zur Entscheidung vorlegt – ihren Entwurf hatte sie dort schon am 22. April 2021 eingebracht. Spätestens drei Wochen nach Verabschiedung des Gesetzes durch den Bundestag befasst sich der Bundesrat dann noch einmal abschließend damit.

Anmerkung des DStGB

Beide Gesetzesvorhaben haben aus kommunaler Sicht für eine wirksame Bekämpfung von Hasskriminalität auf kommunaler Ebene eine wichtige Bedeutung. Die Reform des Stalking-Paragrafen, die Einführung des Cyberstalkings, aber auch die strafrechtliche Verfolgung von sog. Feindeslisten sind wichtige Bausteine bei der Bekämpfung von Hasskriminalität im Netz als auch im realen Leben, von dem auch Kommunalvertreter:innen, kommunale Beschäftigte sowie kommunal Engagierte massiv betroffen sind. Hass, Bedrohungen und Anfeindungen gegenüber Kommunalpolitiker:innen haben in den vergangenen Jahren immer weiter zugenommen. Aktuelle Umfragen ergeben, dass zwei Drittel der Bürgermeister:innen bereits Erfahrungen mit Beschimpfungen, Bedrohungen oder tätlichen Übergriffen – und das sogar mehrfach – gemacht haben. 

Die Betroffenen sind vor Nachstellungen und sog. diffusen Drohungen, wie „fühl dich nicht so sicher“, „wir können jederzeit zuschlagen“, jedoch noch immer nur unzureichend geschützt. Das liegt daran, dass es sich nicht um ein klassisches Stalking handelt, die Massivität und der lange Zeitraum, in welchem Drohungen und Beleidigungen ausgesprochen oder sonst kommuniziert werden, stehen häufig den Beeinträchtigungen, wie sie Stalking-Opfer oft ausgesetzt sind, jedoch kaum nach. Auch das nachgebesserte Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität vermag dieses Problem nicht umfassend zu lösen. Durch die Schaffung einer neuen Strafvorschrift einer „Nachstellung gegenüber Amts- und Mandatsträgern“ (§ 238a StGB) können die bestehenden Gesetzeslücken aus Sicht des DStGB geschlossen und der Schutz deutlich verbessert werden. Hierfür hat sich der DStGB im Rahmen der Reform des Stalking-Paragrafen gegenüber aktiv eingesetzt. Übernommen wurde der Vorschlag im jetzigen Entwurf nicht, das Problem und die Zielrichtung aber durch das federführende BMJV ausdrücklich anerkannt und die Gesprächsbereitschaft signalisiert.

Im Hinblick auf den Gesetzentwurf zur Einführung eines Straftatbestandes sog. Feindeslisten ist aus kommunaler Sicht zum Schutz der Amts- und Mandatsträger:innen erforderlich, dass Betroffene unverzüglich über alle Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden unterrichtet werden. Amts- und Mandatsträger:innen müssen – unter Berücksichtigung ermittlungstaktischer Gesichtspunkte – zu ihrer Sicherheit umgehend informiert werden, wenn sie auf sogenannten „Feindeslisten“ stehen oder ihre Namen auf sogenannten „Schwarzen Listen“ kursieren.


(I/3 Miriam Marnich, 11.05.2021)

Inhaltsverzeichnis


[bookmark: _Toc71888258]ARBEIT UND SOZIALES

[bookmark: _Toc71888259]1921-03	Jahresgutachten des Sachverständigenrats Integration: Wie das Einwanderungsland Deutschland mit Vielfalt umgeht

In seinem kürzlich vorgestellten Jahresgutachten 2021 gibt der Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR) Empfehlungen, wie politische Partizipation gestärkt und Teilhabe am Arbeitsmarkt für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte verbessert werden kann, damit aus Herkunftsunterschieden keine sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten werden. Außerdem richtet der SVR den Blick auf die Einstellungen der Bevölkerung zu zuwanderungsbezogener Diversität. Aus Sicht des DStGB liefert das Jahresgutachten wichtige Erkenntnisse sowohl im Hinblick auf positive Entwicklungen als auch aktuelle Herausforderungen bei der Integration von Zugewanderten. Dabei wird auch aus kommunaler Sicht Handlungsbedarf bei der Bekämpfung von Vorurteilen, Rassismus und Diskriminierungen und der Stärkung politischer Teilhabe sowie der Integration auf dem Arbeitsmarkt gesehen. Die Empfehlungen des SVR bieten eine Diskussionsgrundlage darüber, welche Maßnahmen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene ergriffen werden können bzw. müssen. Der DStGB sitzt für die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände im Kuratorium des SVR und wird sich dort zu diesen und weiteren Themen der Integration von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte einbringen.


Das SVR-Jahresgutachten 2021 kommt zu folgenden wesentlichen Erkenntnissen und Empfehlungen:

· Deutschland ist vielfältiger geworden 
Ein Faktor, der dazu beigetragen hat, ist Zuwanderung. Jeder vierte in Deutschland lebende Mensch hat 2019 eine eigene oder familiäre Einwanderungsgeschichte – das sind insgesamt 21,2 Mio. Einwohner:innen. Etwas mehr als die Hälfte der Menschen mit Migrationshintergrund hat einen deutschen Pass – das sind rund 11,1 Millionen. Etwa ein Drittel stammt aus einem Mitgliedstaat der EU, ein weiteres knappes Drittel aus einem europäischen Staat außerhalb der EU. Das übrige Drittel verteilt sich auf alle anderen Länder der Welt. Über ein Drittel der Menschen mit Migrationshintergrund ist in Deutschland geboren.

· Aus Herkunftsunterschieden dürfen keine Teilhabeungleichheiten entstehen
Angesichts dieser Entwicklungen besteht die zentrale Zukunftsaufgabe für die Migrations- und Integrationspolitik aus Sicht des SVR vor allem darin, zu vermeiden, dass aus (Herkunfts-)Unterschieden (Teilhabe-)Ungleichheiten werden. Wenn die Eingliederung der zugewanderten Bevölkerung in zentrale Bereiche der Gesellschaft gelingen soll, müssen sich vor allem die Migrantinnen und Migranten selbst bemühen. Das betrifft etwa das Erlernen der deutschen Sprache. Aber auch der nicht zugewanderte Teil der Bevölkerung muss dazu beitragen, damit die Anstrengungen der Zugewanderten nicht ins Leere laufen. 
Dieses Verständnis wird aus Sicht des DStGB geteilt.

· Wahlbeteiligung und Anteil von Abgeordneten mit Migrationshintergrund ausbaufähig
Deutsche mit Migrationshintergrund stellten 2019 rund 12,5 Prozent aller Wahlberechtigten. Dieser Anteil wird weiter steigen, wenn Angehörige der zweiten und dritten Zuwanderungsgeneration volljährig werden. Im Vergleich zu Deutschen ohne Zuwanderungsgeschichte geben Deutsche mit Migrationshintergrund in Befragungen seltener an, dass sie gewählt haben. Beim Blick in die Länderparlamente sowie den Bundestag fällt auf, dass sich der Anteil von Abgeordneten mit Migrationshintergrund im Verlauf der vergangenen Jahre erhöht hat; er liegt jedoch weiterhin unter dem Anteil an den Wahlberechtigten. In den Parlamenten der Bundesländer hatten 2015 insgesamt 4,5 Prozent der Landtagsabgeordneten einen Migrationshintergrund. Dabei bestehen Unterschiede zwischen den Ländern. Im 19. Deutschen Bundestag (seit 2017) haben 8,2 Prozent der Abgeordneten einen Migrationshintergrund, das sind 58 von insgesamt 709 Abgeordneten. 

· Politische Partizipation durch Einbürgerungen und mehr Wahlrechte stärken 
Der SVR spricht sich dafür aus, dass Länder und Kommunen gezielt für Einbürgerung werben und Einbürgerungsberechtigte über ihre Möglichkeiten und die Vorteile der Einbürgerung informieren. Zudem sollten die Einbürgerungsverfahren bürgernäher gestaltet werden, zum Beispiel durch festliche Einbürgerungszeremonien, Kampagnen und Feiern. Solche Initiativen würden die Einbürgerungsraten steigern. Sie wären zugleich ein wichtiges Signal an jene, die schon immer die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen. So könnten sie das Miteinander in der kommunalen Bürgergesellschaft befördern. Darüber hinaus sollte die Wahlbeteiligung gefördert und ein kommunales Ausländerwahlrecht für Drittstaatsangehörige erwogen werden. 

Anmerkung des DStGB

Aus kommunaler Sicht sind Einbürgerungen ein wichtiger Baustein für die Integration. Integrationspolitisch ist umstritten, ob eine Einbürgerung das Ergebnis einer erfolgreichen Integration oder ein Mittel auf dem Weg zum Integrationserfolg ist. Einerseits ist eine bereits sehr weit fortgeschrittene Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt unverzichtbare Voraussetzung jeder Einbürgerung, andererseits kann sie positive Auswirkungen auf den weiteren Integrationsprozess der Eingebürgerten haben. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kann demnach beides bedeuten: Ergebnis erfolgreicher Integration und Mittel auf dem Wege zum Integrationserfolg. Die Kommunen werden daher ihre bisher unternommenen Anstrengungen zur Förderung der Einbürgerungen verstetigen und ausbauen. Bund und Länder sollten die Kommunen dabei aktiv unterstützen.

Die Einführung eines kommunalen Ausländerwahlrechts für Drittstaatsangehörige wird aus kommunaler Sicht dagegen kritisch gesehen. Angesichts der verfassungsrechtlichen Grenzen ist ein solches Instrument derzeit nicht umsetzbar. Zudem besteht die Gefahr, in die kommunale Selbstverwaltung einzugreifen. In den Kommunen sollte aber nach geeigneten Wegen gesucht werden, um politische Beteiligung, Repräsentation und Interessenvertretung für Menschen mit Migrationshintergrund zu ermöglichen. Dabei können beispielweise Integrationsbeiräte und Migrantenorganisationen – ebenso wie betriebliche Partizipation – eine ergänzende Funktion übernehmen. Sie können konventionelle Formen der Partizipation und besonders die Ausübung des Wahlrechts nicht ersetzen, aber sinnvoll ergänzen.

· Integration von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in den Arbeitsmarkt 
Auf dem Arbeitsmarkt ist der Anteil von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in den vergangenen Jahren gestiegen. Gerade die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass in bestimmten Schlüsselbereichen – zum Beispiel dem Gesundheitssystem – auf die Mitarbeit von Beschäftigten mit Migrationshintergrund nicht mehr verzichtet werden kann. Mittlerweile haben ein Viertel aller Beschäftigten eine eigene oder familiäre Zuwanderungsgeschichte. Trotzdem sind viele von ihnen nach wie vor benachteiligt, arbeiten in atypischen Beschäftigungsverhältnissen und erzielen im Durchschnitt ein geringeres Einkommen. Aufgrund ihrer Ausbildung oder komplizierten Anerkennungsverfahren können sie oft keine höheren formalen Qualifikationen nachweisen. Hinzu kommen Diskriminierung, fehlende berufliche und soziale Netzwerke oder unzureichende Sprachkenntnisse. 

Im öffentlichen Dienst, der ein besonderes Segment des Arbeitsmarktes darstellt, sind Menschen mit Zuwanderungsgeschichte gemessen an ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung im erwerbsfähigen Alter weiterhin deutlich unterrepräsentiert: Nach Auswertungen des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung hatten im Jahr 2018 11,9 Prozent der Erwerbstätigen im öffentlichen Dienst einen Migrationshintergrund, in der Privatwirtschaft waren es 26,6 Prozent. Allerdings ist der Anteil in den letzten Jahren leicht angestiegen: 2005 waren es noch 8,9 Prozent.

Der SVR empfiehlt öffentlichen und privaten Arbeitgebern, Maßnahmen zu ergreifen oder zu stärken, die einen entsprechenden Zugang eröffnen. Dazu gehören etwa Hospitationsangebote, Praktika oder entsprechende Kampagnen, die gezielt Personen mit Migrationshintergrund ansprechen. Darüber hinaus könnten öffentliche Stellen Menschen mit Migrationshintergrund z. B. im Rahmen von Jobbörsen oder Career-Services noch stärker ansprechen. Die allgemeine Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik wie auch die ‚klassische‘ Integrationspolitik müssen Diskriminierungen im Arbeitsmarkt entgegenwirken.

Anmerkung des DStGB

Auf kommunaler Ebene wird bereits viel getan, um den Zugang von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in den Arbeitsmarkt und in öffentlichen Dienst in den Kommunen zu fördern. Dabei wird das gesellschaftliche und politische Engagement gestärkt, interkulturelle Öffnung und Antidiskriminierung gefördert, Extremismus-Prävention und Deradikalisierung als Herausforderung angenommen und aktiv Vertrauensbildung und Stärkung in die Politik, politische Institutionen und Prozesse betrieben. Kommunale Arbeitgeber müssen diese Ansätze selbstverständlich weiter fördern, ausbauen und zum Teil auch besser werden. Die kommunalen Arbeitgeber sind hier ebenso angesprochen, wie der öffentliche Dienst beim Bund und Ländern. Gerade auch die Privatwirtschaft ist hier gefordert, sich noch klarer zu positionieren und Zugänge zu erleichtern.

· Stärkung der kulturellen Zugänge und Bildung in Kommunen
Unverzichtbarer Bestandteil des kulturellen Lebens ist zudem in vielen Gemeinden und Quartieren eine interkulturelle Praxis. Gerade solche niedrigschwelligen Formate kultureller Interaktion sollten stärker wertgeschätzt und gefördert werden. Doch auch im Kulturbereich zeigt sich, dass Personen mit Migrationshintergrund gerade die klassischen Einrichtungen (z. B. Theater, Opernhäuser) seltener nutzen als Personen ohne Migrationshintergrund. Wie die (wenigen) verfügbaren Daten dazu zeigen, lassen sich diese Unterschiede vor allem über die sozioökonomische Lage und den Bildungsstand erklären. 

Der SVR rät dazu, gerade für junge Menschen den Besuch bestimmter staatlicher Kultureinrichtungen kostenlos anzubieten. Darüber hinaus empfiehlt er gezielte weitere Maßnahmen, um die staatlichen Kulturinstitutionen zu öffnen, zivilgesellschaftliche, künstlerische und kulturelle Ausdrucksformen zu stärken und in staatlichen Bildungseinrichtungen die kulturelle Bildung zu verstärken. Das soll einen herkunftsunabhängigen Zugang ermöglichen.

Anmerkung des DStGB

Der DStGB unterstreicht die Bedeutung von Kultur und gesellschaftlicher Teilhabe gerade junger Menschen vor Ort. Kommunen, gerade auch in ländlichen Regionen, müssen noch viel stärker in diesem Bereich von Ländern und dem Bund unterstützt werden, um die vorhandenen – überwiegend freiwilligen – Angebote ausbauen zu können. Nur dann können auch kostenlose Angebote eine Option sein. Entscheidend kommt es darauf an, dass für alle Menschen unabhängig von der Herkunft vor Ort niedrigschwellige Angebote gemacht werden.

· Anstieg der Akzeptanz der Bevölkerung von Diversität 
In der deutschen Bevölkerung ist die Akzeptanz gestiegen; das zeigen entsprechende Langzeitdaten. Zuwanderung wird danach zunehmend als Bereicherung empfunden, und Zugewanderten wird grundsätzlich das Recht auf Teilhabe zugesprochen. In der Bevölkerung hat sich ein Selbstverständnis durchgesetzt, nach dem Zugewanderte Teil der deutschen Gesellschaft sind. Zudem wird bezogen auf den Umgang mit Diversität immer stärker der Grundsatz der Gleichheit vertreten. Dennoch gibt es nach wie vor Diskriminierung bspw. auf dem Wohnungs- und Ausbildungsmarkt. Und auch wenn klassisch rassistische Einstellungen – also die Vorstellung, dass bestimmte Menschen von Natur aus minderwertig seien – kaum mehr auf Zustimmung stoßen, finden subtilere rassistische Aussagen, die auf kulturelle Merkmale zurückgeführt werden, noch Akzeptanz. 

Hier stellt der SVR einen klaren Forschungs- und Handlungsbedarf fest. Der Staat solle zudem als Vorbild agieren und etwa durch Fortbildungen innerhalb seiner Institutionen stärker für Rassismus und Diskriminierung sensibilisieren. Der SVR fordert, die in diesem Zusammenhang verwendeten Begriffe zu klären und die verschiedenen Ausdrucksformen von Rassismus eingehender zu erforschen. Um der Vorbildrolle des Staates gerecht zu werden, empfiehlt er darüber hinaus, innerhalb staatlicher Institutionen stärker für Rassismus und Diskriminierung zu sensibilisieren, beispielsweise durch Trainings auf dem Gebiet der Antidiskriminierungsarbeit.

Anmerkung des DStGB

Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass sich eine große Mehrheit der Bevölkerung positiv im Umgang mit Diversität äußert und Zuwanderung als Bereicherung empfindet. Dies ist auch in zahlreichen Städten und Gemeinden deutlich sichtbar. Dennoch ist auf der anderen Seite ein enormer Anstieg von Hass, Diskriminierungen, Rassismus, Antisemitismus und Anfeindungen zu beobachten, die auch Kommunalpolitiker:innen sowie die kommunalen Beschäftigten deutlich zu spüren bekommen. Die gemeinsame Positionierung und das Aufstehen gegen Hass und Hetze gegen Menschen aufgrund der ihnen zugeschriebenen oder tatsächlichen Herkunft, ethnischen Zugehörigkeit oder Religion, ist gerade in Zeiten der sozialen Distanz und der zunehmenden Spaltung der Gesellschaft in der Corona- Pandemie wichtiger denn je. Viele Städte und Gemeinden setzen sich unter anderem in Sportvereinen, Jugend- und Kultureinrichtungen, Schulen, Volkshochschulen, Betrieben, Verwaltungen, mit Gewerkschaften, Religionsgemeinschaften, Bürgerinitiativen, Migrantenselbstorganisationen, für eine offene und vielfältige Gesellschaft ein.

(I/3 Miriam Marnich, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888261]1921-04	Soforthilfeprogramm Sakralbauten gestartet

Die Maßnahme „Kirchturmdenken. Sakralbauten in ländlichen Räumen: Ankerpunkte lokaler Entwicklung und Knotenpunkte überregionaler Vernetzung“ hat ein Soforthilfeprogramm Sakralbauten gestartet. Ziel dieses Programmes ist es, (ehemalige) Sakralbauten und Klosteranlagen als Orte für Kulturangebote, Kulturvermittlung und kulturelle Bildung auch in strukturarmen ländlichen Regionen zugänglich zu machen, regionale Zugehörigkeit und gesellschaftliche Integration zu stärken und die Lebensqualität vor Ort zu verbessern. Die (ehemaligen) Sakralbauten sollen als wichtige lokale bzw. regionale Erinnerungsorte, als zu bewahrende Kulturdenkmale, als Orte der Teilhabe am kulturellen Erbe und als Orte bürgerschaftlicher Teilhabe an Kulturangeboten etabliert bzw. gestärkt werden. Damit werden der Erhalt und die Zugänglichkeit des kulturellen Erbes in ländlichen Räumen unterstützt und ein Beitrag zu gleichwertigen Lebensverhältnissen geleistet.

Antragsberechtigt sind öffentliche, zivilgesellschaftliche und private Trägerinnen und Träger von Sakralbauten und Klosteranlagen in ländlichen Gemeinden mit einer Einwohnerzahl bis 20.000 Personen. Aber auch Kirchbau- oder Heimatvereine oder vergleichbare Organisationen können Anträge stellen, wenn sie mit dem Einverständnis der Trägerin bzw. des Trägers des Gebäudes handeln. Die detaillierte Ausschreibung und das Angebot für die ersten Workshops finden sich unter 
https://widersense.org/trafo-ggmbh/kirchturmdenken/.

Die Förderung kann beantragt werden für die Aufbereitung von Bau- und Ausstattungsgeschichte sowie für die Durchführung von Veranstaltungen der Denkmalvermittlung, der Kulturvermittlung und der kulturellen Bildung. Die Förderung erfolgt für das Jahr 2021 und muss spätestens am 31.12.2021 abgeschlossen sein. Anträge werden laufend entgegengenommen. Die Förderung beträgt maximal 25.000 Euro pro Antragstellerin/Antragsteller. Voraussetzung ist, dass die Antragsteller/in eine finanzielle Eigenbeteiligung von wenigstens 25 Prozent der förderfähigen Ausgaben aufbringen. Diese kann durch Eigen- oder Drittmittel finanziert werden.

Begleitet werden die Antragstellerinnen und Antragsteller durch ein fakultatives Angebot an (digitalen) Workshops, das sie bei den Recherchen zu Bau- und Ausstattungsgeschichte, aber auch bei der Erarbeitung spezieller Themen (Denkmalwerte, Erzählkosmos von Sakralbauten, Kirchen als Klangräume etc.) unterstützt. Hier kooperiert die Wider Sense TraFo gGmbH mit ausgewiesenen wissenschaftlichen Expertinnen und Experten. Die Maßnahme „Kirchturmdenken. Sakralbauten in ländlichen Räumen: Ankerpunkte lokaler Entwicklung und Knotenpunkte überregionaler Vernetzung“ wird im Rahmen des Programms „Kultur in ländlichen Räumen“ gefördert von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages. Die Mittel stammen aus dem Bundesprogramm „Ländliche Entwicklung“ (BULE) des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Trägerin des Programms und für seine Umsetzung verantwortlich ist die Wider Sense TraFo gGmbH.


(I/1 Uwe Lübking, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888262]1921-05	Deutsches Zentrum Kulturgutverluste vergibt Mittel für die Erforschung von Benin-Bronzen

Die Diskussion um die Rückgabe der sogenannten Benin-Bronzen an Nigeria betrifft nicht nur große Institutionen wie das Humboldt Forum – auch kleinere Einrichtungen in Deutschland besitzen Kulturgüter aus Benin, die möglicherweise auf Beschlagnahmungen und Plünderungen im Königspalast in Benin City 1897 zurückgehen. Damit auch kleinere Museen solche Objekte in ihren Beständen identifizieren können, möchte das Deutsche Zentrum Kulturgutverluste dazu ermutigen, kurzfristige Forschungsgelder aus seinen Mitteln zu beantragen. Für die Provenienzforschung an einzelnen Objekten oder kleineren Konvoluten kann das Zentrum bis zu 25.000 Euro für eine Projektdauer von bis zu sechs Monaten zur Verfügung stellen. Weitere Informationen zum Antragsverfahren unter www.kulturgutverluste.de.

Am 29. April 2021 haben Kulturstaatsministerin Monika Grütters, die Leiter:innen der deutschen Mitgliedsmuseen der Benin Dialogue Group, die jeweils für diese Museen zuständigen Kulturminister:innen der Länder sowie Vertreter des Auswärtigen Amts eine gemeinsame Erklärung zum weiteren Umgang mit den Benin-Bronzen in deutschen Museen beschlossen. Neben größtmöglicher Transparenz werden vor allem substantielle Rückgaben und Kooperationen angestrebt. Erste Rückgaben sind im Laufe des Jahres 2022 geplant. Die „Kontaktstelle für Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten in Deutschland“ soll bis 15. Juni 2021 eine Aufstellung aller im Besitz der Museen befindlichen Benin-Bronzen auf ihrer Webseite unter www.cp3c.de veröffentlichen.

Der Begriff „Benin-Bronzen“ ist ein Sammelbegriff für Skulpturen und Metalltafeln, die britische Truppen Ende des 19. Jahrhunderts aus dem Königspalast im Königreich Benin im heutigen Nigeria raubten. Daneben gibt es auch Kunstwerke aus Benin in deutschen Sammlungen, die als Tausch- und Handelsware nach Europa gelangt sind. Objekte aus Benin befinden sich heute in vielen europäischen Museen, alleine in Deutschland sind rund 1000 dieser bedeutenden afrikanischen Kunstwerke aufbewahrt. 

Wenn für Arbeiten aus dem Königreich Benin der Verdacht auf einen gewaltsamen Erwerb wie bei dem britischen Vorgehen gegen Benin City besteht, ist die vom Deutschen Zentrum Kulturgutverluste geforderte besondere Dringlichkeit für kurzfristige Förderung eindeutig gegeben. Eigene Mittel müssen dafür nicht bereitgestellt werden. Antragsberechtigt sind Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft sowie solche mit anerkannter Gemeinnützigkeit.

(I/1 Uwe Lübking, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888264]1921-06	Pilotaktion zur Sicherung der Daseinsvorsorge in
strukturschwachen ländlichen Räumen gestartet

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) hat am 06. Mai 2021 anlässlich der europäischen Online-Konferenz „Die Territoriale Agenda 2030 in die Praxis bringen“ eine Pilotaktion zur Sicherung der Daseinsvorsorge in strukturschwachen ländlichen Räumen gestartet. Im Rahmen der Pilotaktion soll zur Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge im ländlichen Raum unter anderem der Einsatz von digitalen Anwendungen zur Stärkung der ländlichen Gemeinschaft getestet werden (z. B. die App „DorfNews“, mit der sich Bürgerinnen und Bürger über Kommunalpolitik und Ereignisse vor Ort informieren können). Weiter sollen ein Konzept zur Sicherung und Stärkung der hausärztlichen Versorgung erarbeitet sowie die Entwicklung einer niederschwelligen Mobilitätsplattform als Alternative zum motorisierten Individualverkehr vorangetrieben werden (z. B. die Nutzung der Mobilitäts-App „FahrBar“ und Aufbau eines Bürgerbusses).

Die Pilotaktion geht zurück auf die Territoriale Agenda 2030, die von den für Raumordnung zuständigen Ministerinnen und Ministern der EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der deutschen Ratspräsidentschaft am 1. Dezember 2020 verabschiedet wurde. Dieses politische Dokument formuliert unter der Überschrift „Eine Zukunft für alle Orte“ Leitlinien für die Raumordnungspolitik in der EU, welche auf eine gleichwertige soziale, wirtschaftliche und ökologisch tragfähige Entwicklung der Regionen in Europa setzt. 

Deutschland, Luxemburg, Polen, Portugal, Norwegen und die Schweiz starten zusammen mit weiteren beteiligten Mitgliedstaaten und Institutionen sechs konkrete Pilotaktionen zur Umsetzung der Territorialen Agenda 2030 – etwa in den Bereichen Mobilität, ärztliche Versorgung, Digitalisierung oder Bildung. Auf deutscher Seite sind die Landkreise Görlitz und Schleswig-Flensburg sowie der Planungsverband Region Rostock als Modellregionen beteiligt. Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) begleitet das Projekt fachlich und wertet die Erkenntnisse wissenschaftlich aus.

Die Pilotaktion soll laut BMI einem Auseinanderdriften der Regionen entgegenwirken und zur Sicherung der Daseinsvorsorge in strukturschwachen Räumen beitragen.

Weitere Informationen zur Territorialen Agenda 2030 sind auf 
www.territorialagenda.eu und unter www.bmi.bund.de zu finden. (Quelle: www.bmi.bund.de)

(IV/3 901-00, Finn Brüning, 12.05.2021) 
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[bookmark: _Toc71888265]1921-07	Start des Projektes „Zukunft der Sektorkopplung auf kommunaler Ebene“

Am 1. November 2020 wurde das transdisziplinäre Forschungsvorhaben „Die Zukunft der Sektorkopplung auf kommunaler Ebene (ZuSkE) – gemeinsam gestalten, bewerten und handeln“ im 7. Energieforschungsprogramm der Bundesregierung beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gestartet. Das Projekt, welches vom DStGB unterstützt wird, zielt vor diesem Hintergrund zum einen darauf ab, kommunale Sektorkopplungsstrategien inter- und transdisziplinär zu entwickeln und zu bewerten. Zum anderen steht eine nutzerzentrierte, partizipative Entwicklung von Kommunikationstools für lokale Akteure im Zentrum des Vorhabens, die die Kommunen im Transformationsprozess (und darüber hinaus) unterstützen sollen. Das Projekt wird anhand von drei Beispiel-Kommunen unterschiedlicher Größe und regionaler Gegebenheiten durchgeführt. Über die weiteren Forschungsergebnisse wird der DStGB regelmäßig berichten. 

Die deutliche Reduktion des Energiebedarfs, der Ausbau der erneuerbaren Energien sowie die verstärkte Sektorkopplung sind zentrale Voraussetzungen für das Gelingen der Energiewende und damit für das Erreichen der Klimaziele aus dem Pariser Klimaschutzübereinkommen. Für diesen tiefgreifenden Umbau des Energiesystems hin zu einer erneuerbaren Energieversorgung nehmen Kommunen eine Schlüsselrolle ein. Durch ihre Vernetzung mit lokalen Akteuren können sie für die Umsetzung einen wichtigen Beitrag leisten. Dies betrifft auch und insbesondere eine verstärkte Sektorkopplung.

Wissenschaftliche Ziele des Projekts

Das Verbundvorhaben zielt inhaltlich darauf ab, kommunale Sektorkopplungsstrategien transdisziplinär und gemeinsam mit dem DStGB sowie den Kommunen und relevanten Stakeholdern, wie bspw. Stadtwerken, Unternehmen oder Verbänden, aber auch Bürgerinnen und Bürgern vor Ort zu entwickeln. Dies erfolgt unter anderem auf Basis von Workshops und Einzelgesprächen. Dabei stehen methodisch eine nutzerzentrierte, partizipative Entwicklung von computergestützten und analog ansprechenden und spielerisch (haptisch) einsetzbaren Visualisierungs- und Kommunikationstools im Zentrum des Vorhabens, die die Kommunen im Transformationsprozess (und darüber hinaus) unterstützen sollen. Die Projektlaufzeit beträgt drei Jahre vom 1. November 2020 bis 31. Oktober 2023. 

Als Endprodukt werden sowohl inhaltlich die Projektergebnisse in Form von Veröffentlichungen und Präsentationen als auch das computergestützte Visualisierungstool sowie das im Diskurs einsetzbare Kommunikationstool (sogenannte „Zukunftsbox“) zur Verfügung stehen.

Forschungszweck

Die ermittelten Erkenntnisse der drei Beispiel-Kommunen des Verbundvorhabens sollen als Vorbilder für die deutschlandweite Umsetzung von kommunalen Sektorkopplungsstrategien dienen. Die im Projekt entwickelten Methoden können durch weitere Kommunen genutzt und übertragen werden. Alle Informationen und Ergebnisse der Projektarbeit werden über den DStGB zeitnah für interessierte Kommunen zur Verfügung gestellt. 

Das Projektkonsortium

Das Verbundprojekt wird in einem Konsortium bestehend aus dem Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT), der DIALOGIK gemeinnützige Gesellschaft für Kommunikations- und Kooperationsforschung mbH, der Forschungsstelle für Energiewirtschaft e. V. und der Zivilgesellschaftlichen Plattform Forschungswende durchgeführt. Die Projektpartner vereinen dabei energietechnische und energiewirtschaftliche, sozial- und politikwissenschaftliche Kompetenzen und verfügen über umfassende Expertise im Bereich der transdisziplinären Forschung.

Weiteres Verfahren

Das Projekt wird anhand von drei Beispiel-Kommunen unterschiedlicher Größe und regionalen Gegebenheiten durchgeführt. Dies sind die Städte Berlin, Freilassing (Bayern) und Walldorf (Baden-Württemberg). Zunächst werden über literaturbasierte Grundlagen eine Definition zur kommunalen Sektorkopplung sowie eine Akteursanalyse erarbeitet. Darauf bauen die Kommunikationstools der Webanwendung und Zukunftsbox auf, die den von außen sichtbaren Teil des Projekts bilden. Schließlich verbindet der Good Governance Rahmen die Bestandteile zu einer Gesamtstrategie und bietet einen Überblick aus einer höheren Ebene.


(IV/3 902-25, Finn Brüning, 12.05.2021) 
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[bookmark: _Toc71888267]1921-08	Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Klimaschutzgesetz und Beschluss des Bundeskabinetts

Das Bundesverfassungsgericht hat bekanntlich mit einem am 29.04.2021 veröffentlichten Beschluss entschieden, dass das Klimaschutzgesetz des Bundes und die bis zum Jahre 2030 zulässigen Jahresemissionsmengen insoweit mit den Grundrechten unvereinbar sind, als hinreichende Maßnahmen für die weitere Emissionsreduktion ab dem Jahre 2030 fehlen. Karlsruhe verpflichtet den Gesetzgeber, bis Ende 2022 hierzu Regelungen zu treffen. 

Die Erreichung des verfassungsrechtlichen Klimaschutzziels des Art. 20a GG sei durch das „Paris-Ziels“, wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 °C und möglichst auf 1,5 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau begrenzt sein soll, konkretisiert worden. In der Folge seien aber nach 2030 immer dringendere und kurzfristigere Maßnahmen zur Zielerreichung nötig. Wegen dieser Verschiebung hoher Emissionsminderungslasten unumkehrbar auf Zeiträume nach 2030 seien die zum Teil noch sehr jungen Beschwerdeführer in ihren Freiheitsrechten verletzt.

Weil nahezu alle Bereiche des menschlichen Lebens mit der Emission von Treibhausgasen verbunden seien, sei von diesen künftigen Emissionsminderungspflichten praktisch jegliche Freiheit potentiell betroffen. Jedenfalls sei das Risiko gravierender künftiger Belastungen hoch, weshalb der Gesetzgeber für die Zeit nach 2030 bis zum 31.12.2022 Vorkehrungen treffen müsse.

I. Geplante Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung will das Klimaschutzgesetz noch in dieser Legislaturperiode novellieren. Am 12. Mai hat sie einen Gesetzesentwurf im Bundeskabinett verabschiedet. Danach ergeben sich folgende Inhalte:

· Nochmalige Erhöhung der CO2-Minderungsziele bezweckt

Bis 2030 sollen die Emissionen im Vergleich zu 1990 um 65 Prozent (bisher 55 Prozent) gesenkt werden. Bis 2040 sollen die Emissionen um 88 Prozent gesenkt werden, ein solches (Zwischen-)Ziel fehlte bislang. 

· Schnellere Klimaneutralität Deutschlands angestrebt

Deutschland soll bereits im Jahr 2045 (statt wie bisher 2050) klimaneutral sein, also nur noch so viele Treibhausgase ausstoßen, wie auch wieder gebunden werden können. Ab dem Jahre 2050 sollen negative Treibhausgasemissionen erzielt werden.

Vorgegeben werden die Minderungsziele speziell den Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Gebäudewirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft. Durch welche konkreten Maßnahmen diese neu gesetzten Klimaziele erreicht werden sollen wird nicht geregelt.

II. Anmerkung des DStGB

1. 	Statt Aktionismus bedarf es gezielter Maßnahmen mit Wirkung 

Obwohl das jetzige Klimaschutzgesetz im Parlament beschlossen wurde, wurde die Karlsruher Entscheidung, wonach dieses in Teilen für verfassungswidrig erklärt wurde, einvernehmlich von der Bundesregierung begrüßt. Warum hat man dann nicht längst schon so gehandelt, ließe sich da fragen. Hinzu kommt der auch dem Wahlkampf geschuldete Aktionismus: Zwar hat eine Reform des Klimaschutzgesetzes bis Ende 2022 Zeit. Die Bundesregierung will aber eine Novelle in dieser Legislaturperiode. Wesentlicher Inhalt sollen erhöhte CO2-Minderungsziele sein. Nötig sind aber Maßnahmen, die schnell Wirkung entfalten. 

2. 	Vorgabe von Zielen reicht nicht – Sofortprogramm nötig 

Inhaltlich reicht jedenfalls das reine Setzen ambitionierter Ziele durch die Bundesregierung nicht. Dies gilt umso mehr als dass die bisherigen Ziele zur Einsparung der Treibhausgasemissionen, an deren Ausstoß Deutschland weltweit nur einen Anteil von ca. 2 Prozent hat und damit das Klima sicher allein nicht retten kann, oft nicht eingehalten werden konnten. So wurde das Klimaziel für 2020, eine Einsparung von über 40 Prozent an Emissionen gegenüber 1990 zu erreichen, allein aufgrund der aktuellen Pandemielage eingehalten. Nach Einschätzung des Umweltbundesamtes sind gut ein Drittel der erreichten Minderungen eine Folge der Corona-Pandemie.

Wichtiger als das Setzen höherer Ziele sind ein Sofortprogramm mit der Umsetzung konkreter Schritte, die die Akzeptanz in der Bevölkerung und die soziale Gerechtigkeit sowie die Balance zwischen Ökologie und Ökonomie wahren. Dies darf nicht vertagt werden. Es bedarf daher konkreter und ausgewogener Maßnahmen. Hinzukommen muss, dass der immer wieder auch von der Bundesregierung angekündigte Abbau der Bürokratie, von dem bisher so gut wie nichts zu sehen ist, gerade bei Maßnahmen, die dem Klimaschutz dienen, umzusetzen ist. 

3.	EU-Lösung und erweiterter Emissionshandel erforderlich 

Für einen effizienten Klimaschutz braucht es endlich einen gemeinsamen EU-weiten Markt für CO2-Rechte, der neben Industrie und Energie auch Verkehr und Gebäude abdeckt. Dann hätte das Nebeneinander nationaler Ziele und Unterziele ein Ende. Aktuell sperren sich aber viele EU-Staaten gegen eine Ausweitung des Emissionshandels und jeder geht seinen eigenen Weg. So will Frankreich zu 80 Prozent Kernenergie halten, was umgekehrt die Erreichung der CO2-Ziele erleichtert, und Polen denkt nicht an einen Kohleausstieg. 

4. 	Klimaschutzbeschleunigungsgesetz nötig – Akzeptanz steigern 

Planungs- und Genehmigungsverfahren dauern in Deutschland, auch beim Ausbau der erneuerbaren Energien, nach wie vor zu lange. Auch wegen zu komplexer Anforderungen an die Planungsverfahren sowie wegen Klagen – oft von Naturschutzverbänden gegen Windenergieanlagen – und wegen einer mangelnden Akzeptanz vor Ort, ist die Anzahl an Zubauten von Windenergieanlagen in Deutsch-land in den letzten drei Jahren massiv eingebrochen. Wurden 2017 noch fast 1.800 Windenergieanlagen an Land neu gebaut, waren es 2020 nur noch 420. Auch der vielbeschworene Bau von Windenergieanlagen im Wald stößt oftmals vor Ort auf keine Akzeptanz. 

Zur zeitnahen Erreichung der Klimaschutzziele und auch zur Steigerung der Akzeptanz vor Ort, gerade beim Ausbau der erneuerbaren Energien, bedarf es daher eines Klimaschutzbeschleunigungsgesetzes. Wir müssen endlich den Investitionsturbo starten.

Für konkrete Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele ist die Akzeptanz der Bevölkerung zentral. Städte und Gemeinden und deren Bewohner sind Schlüsselakteure des Klimaschutzes. Eine gesteigerte Akzeptanz kann auch durch eine finanzielle Beteiligung Betroffener an der Wertschöpfung der erneuerbaren Energien (Windenergie, Freiflächenphotovoltaik) erzielt werden.

Akzeptanz wird nicht durch die einseitige Anhebung des CO2-Preises auf Benzin, Heizöl und Erdgas erzielt. Dadurch würden die in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern ohnehin schon höchsten Energiekosten, etwa für Eigenheimbesitzer und Mieter, nochmals erhöht. Auch darf es keine einseitige Belastung der auf das Auto angewiesenen Pendler geben. Die Menschen werden beim Klimaschutz nur mitmachen, wenn er für sie kein Verzicht, sondern mehr Lebensqualität bedeutet: durch bessere und sichere Radwege, einen besseren ÖPNV und Bahnverkehr, durch sauberere Luft und den Schutz der Natur. 

Die erste Regel erfolgreichen Klimaschutzes muss lauten: Nicht nur das vorgeben, was andere anders machen müssen, sondern damit auch als Regierung beginnen und für Akzeptanz sorgen. In den Kommunen erfolgt die Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen. Sie sind Schlüsselakteure und müssen daher, auch bei der Förderung, im Zentrum der nötigen Maßnahmen stehen und breite Unterstützung von Bund und Ländern erfahren.

Klimaschutz ist dann erfolgreich, wenn er nicht einseitig Verzicht, sondern ein Mehr an Lebensqualität bedeutet. Im Fokus muss dabei der Einzelne stehen und dessen Motivation, mitzumachen. Immer höhere Ziele dürfen nicht zur Gängelung der Bevölkerung führen.

Weitere Informationen finden sich auch in Beitrag 1921-24 in dieser DStGB-Aktuell-Ausgabe.
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[bookmark: _Toc71888268]1921-09	Bundespräsident Steinmeier lädt zur Woche der Umwelt ein 

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) laden zur digitalen Woche der Umwelt 2021 ein. Unter dem Motto „So geht Zukunft!“ erwartet der Bundespräsident am 10. und 11. Juni 2021 Besucher zu Diskussionen zu Umweltproblemen ins Schloss Bellevue in Berlin. Ferner wird ein Fach- und Ausstellungsprogramm zu wichtigen Zukunftsfragen im Umweltbereich angeboten. Auf einer Bühne im Park von Schloss Bellevue werden Spitzenvertreter und Multiplikatoren aus allen gesellschaftlichen Bereichen im Livestream zukunftsweisende Entwicklungen zu Umwelt- und Nachhaltigkeitsthemen geben. Ergänzend werden Fachforen zu aktuellen Nachhaltigkeitsthemen angeboten.

Eine Art Messeprogramm ist ebenfalls vorgesehen. Aussteller aus Wirtschaft und Technik, Forschung und Wissenschaft und aus der Zivilgesellschaft werden digital ihre innovativen Lösungen für eine nachhaltige Zukunft präsentieren. Die Ausstellung soll spannende Einblicke in neue, umweltfreundliche Technologien, Produkte, Dienstleistungen und Konzepte, die für eine verantwortungsvolle Gestaltung der Zukunft stehen, geben.

Alle Informationen zum Programm der Woche der Umwelt 2021 und zu den Präsentationen der rund 160 Ausstellenden finden sich unter www.woche-der-umwelt.de. 

Im Falle eines Teilnahmewunsches wird um eine Anmeldung unter folgender Adresse gebeten: www.woche-der-umwelt.de/anmeldung

Mit der Anmeldung bleiben Sie stets über alle Neuigkeiten der Woche der Umwelt 2021 informiert. Informationen können auch unter dem Hashtag #WocheDerUmwelt gegeben und entnommen werden.


(II/4 Dr. Klaus M. Nutzenberger, Brüssel, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888269]1921-10	Mantelverordnung: Bundesregierung beschließt
neue Regeln zum Baustoffrecycling

Ersatzbaustoffe sollen künftig attraktiver werden. Mit der am 12.05.2021 beschlossenen Mantelverordnung für Ersatzbaustoffe und Bodenschutz hat das Bundeskabinett erstmals deutschlandweit gültige Vorgaben für den Einsatz mineralischer Abfälle wie Bauschutt, Schlacken oder Gleisschotter gemacht. Zum Schutz des Bodens und der Natur schafft die Mantelverordnung auch einheitliche Regeln zur Verfüllung von obertägigen Abgrabungen, wie zum Beispiel Kies- und Sandgruben.

Bau- und Abbruchabfälle sind der größte Abfallstrom in Deutschland. Zugleich steckt in mineralischen Bauabfällen ein enormes Recycling-Potenzial. Jedes Jahr fallen in Deutschland rund 250 Millionen Tonnen mineralische Abfälle an, wie z. B. Bau- und Abbruchabfälle (Bauschutt), Bodenmaterial (z. B. ausgehobene Erde), Schlacken aus der Metallerzeugung und Aschen aus thermischen Prozessen. Das sind etwa 60 Prozent des gesamten Abfallaufkommens in Deutschland. 

Gleichzeitig können mineralische Abfälle zu einem sehr hohen Anteil wiederverwendet werden (etwa 90 Prozent). So kommen mineralische Ersatzbaustoffe schon heute an vielen Stellen zum Einsatz: beim Bau von Straßen, Bahnstrecken, befestigten Flächen, Leitungsgräben, Lärm- und Sichtschutzwällen oder auch im Hochbau als Recycling-Beton. Allerdings ist es, insbesondere vor dem Hintergrund der stetig zunehmenden Bauaktivität in Deutschland, wichtig, das hochwertige Recycling von Baustoffen weiter zu fördern. Hierdurch können natürliche Ressourcen geschont und Verfahren vereinfacht werden, um die Akzeptanz von qualitätsgesicherten Ersatzbaustoffen zu stärken.

Die Mantelverordnung umfasst verschiedene Rechtstexte: 

Eine neu eingeführte Ersatzbaustoffverordnung sowie die Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Außerdem werden die Deponieverordnung und die Gewerbeabfallverordnung angepasst.

Um die Nachfrage nach Ersatzbaustoffen zu stärken und rechtsverbindliche Qualitätsstandards bundesweit zu vereinheitlichen, führt die Bundesregierung eine neu in der Mantelverordnung enthaltene Ersatzbaustoffverordnung ein. Sie legt erstmals die nötigen Standards für die Herstellung und Verwertung mineralischer Ersatzbaustoffe für ganz Deutschland einheitlich fest. Private und öffentliche Bauherren können nun qualitätsgeprüfte Ersatzbaustoffe einfach und rechtssicher verwenden. So sollen künftig in Deutschland häufiger recycelte Baustoffe zum Einsatz kommen.

Gleichzeitig macht die Mantelverordnung mit der Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung erstmals deutschlandweit gültige Vorgaben für die Verfüllung von obertägigen Abgrabungen, wie z. B. ehemalige Kies- und Sandgruben. Mit der Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung soll die seit dem Jahre 1999 im Wesentlichen unveränderte Verordnung an den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die im Vollzug gewonnenen Erfahrungen angepasst werden.

Anmerkung des DStGB

Nachdem die Mantelverordnung im Mai 2017 vom Bundeskabinett erstmals beschlossen wurde, hat der Bundesrat im November 2020 umfangreiche Maßgaben beschlossen, die von der Bundesregierung übernommen wurden. Da vom Kabinett – wie auch von den kommunalen Spitzenverbänden vorgeschlagen – zusätzlich eine Länderöffnungsklausel für Verfüllungen aufgenommen wurde, muss die Mantelverordnung nun erneut den Bundestag passieren und vom Bundesrat verabschiedet werden. 

Da sie erst zwei Jahre nach ihrer Verkündung in Kraft tritt, können sich alle Betroffenen auf die neuen Regelungen einstellen. Darüber hinaus sind Übergangsregelungen vorgesehen, unter anderem für bestehende Verfüllungen von Abgrabungen und Tagebauen.


(III/2 850-05 Bernd Düsterdiek, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888270]1921-11	Mehr Rückgabestellen für Elektronikgeräte

Die Rückgabe alter oder defekter Elektrogeräte wird vereinfacht: Nach dem Bundestag hat am 7. Mai 2021 auch der Bundesrat ein entsprechendes Gesetz gebilligt. Dessen Ziel ist es, das Netz an Rückgabestellen auszuweiten, um die Sammelquote von Elektroschrott, aber auch wiederverwendbaren Geräten zu erhöhen.

Rückgabe auch im Lebensmittelhandel

Dazu wird unter anderem der Lebensmittelhandel in die Rücknahmepflicht einbezogen: Verbraucherinnen und Verbraucher können künftig Altgeräte in Geschäfte zurückbringen, die mehr als 800 qm Verkaufsfläche aufweisen und mehrmals im Jahr Elektrogeräte anbieten. Für Hersteller gelten verschärfte Abholpflichten: Sie dürfen nur noch kleinere Sammelcontainer auf Wertstoffhöfen aufstellen, damit möglichst wenig Altgeräte beim Sammeln und Abholen zerstört werden, sondern für eine Wiederverwendung in Betracht kommen. Außerdem sieht das Gesetz neue Informationspflichten vor. Betroffen sind etwa 25000 Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels. Die neuen Regeln sollen am 1. Januar 2022 in Kraft treten und nach fünf Jahren evaluiert werden.

Sammelquote nicht erreicht

Grundlage für das Gesetz ist die europäische WWE-Richtlinie für Elektro- und Elektronikgeräte-Abfall. Sie schreibt ab dem Jahr 2019 eine Sammelquote von mindestens 65 Prozent vor. Mit einer Quote von 43,1 Prozent für das Jahr 2018 liegt Deutschland noch weit unter der vorgegebenen europäischen Zielmarke, heißt es in der Gesetzesbegründung – daher bestehe Handlungsbedarf. Zudem stagnierten die Mengen an Altgeräten, bei denen eine Wiederverwendung möglich ist, seit Jahren auf einem niedrigen Niveau. Im Sinne der Abfallhierarchie und des Ressourcenschutzes sei eine längere Lebensdauer von Elektro- und Elektronikgeräten jedoch unabdingbar.
Die Änderung der Gesetzeslage durch die Bundesregierung ist aus kommunaler Sicht generell zu begrüßen. Kernproblem bleibt jedoch – wie oben erwähnt –, dass der Anteil an Altgeräten, die nicht oder schwierig zu entsorgen sind, ungefähr gleich bleibt. Hier sind noch Initiativen seitens der Industrie nötig. 

Schritte bis zum Inkrafttreten

Das Gesetz wird über die Bundesregierung dem Bundespräsidenten zur Unterzeichnung zugeleitet, anschließend im Bundesgesetzblatt verkündet. Damit der Handel sich darauf einstellen kann, tritt es am 1. Januar 2022 in Kraft.

(II/4 Klaus M. Nutzenberger, 11.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888271]1921-12	„Auf Zukunftskurs: Öffentliches Bauen mit Holz“ –
Zweites Online-Seminar am 08.06.2021

Die Veranstaltungsreihe „Auf Zukunftskurs: Öffentliches Bauen mit Holz“ wird am 8. Juni 2021 mit dem zweiten Seminar fortgeführt. Die Teilnehmer der Seminarreihe tauschen sich über Chancen und Möglichkeiten des Holzbaus unter dem Blickwinkel von Nachhaltigkeit und Klimaschutz aus. Nur so können Wissensdefizite und überholte Vorbehalte gegenüber dem Holzbau ausgeräumt und Impulse für die zukunftsfähige Bauweise an die öffentliche Hand als Bauherr weitergegeben werden. 

Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. (FNR) als Projektträger des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) legt die Seminarreihe in Kooperation mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund auf. Weitere Partner sind der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der Informationsdienst Holz. Die Veranstaltungsreihe steht unter dem Dach der Charta für Holz 2.0. 

Auf dem Programm stehen Vorträge zu Vorbildlösungen im Holzbau, etwa zur mehrgeschossigen, modularen oder Hybridbauweise, und Erfahrungsberichte aus der Praxis, unter anderem zu Planungsprozessen, Wirtschaftlichkeit oder Vergaberecht. 

Das Programm, Details zum Ablauf, weitere Termine und weitere Informationen finden sich unter https://veranstaltungen.fnr.de.

Ansprechpartner bei der FNR:
Kathleen Flotow (E-Mail: k.flotow@fnr.de, Tel. 03843/6930-326) 
René Görnhardt (E-Mail: r.goernhardt@fnr.de, Tel. 03843/6930-325)
Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR)
Hofplatz 1, 18276 Gülzow-Prüzen – www.fnr.de 


(III/3 Ute Kreienmeier, 10.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888273]1921-13	Zweiter ÖPNV-Rettungsschirm soll kommen 

Auf Ebene des Bundes haben sich das Verkehrs- und das Finanzministerium über eine Fortführung des ÖPNV-Rettungsschirms auch im Jahr 2021 geeinigt. Hierzu soll der Bund 1 Mrd. Euro zusätzlich bereitstellen. Auch die Länder haben angekündigt, ergänzend zu den Zusagen des ersten ÖPNV-Rettungsschirms, 1 Mrd. Euro zusätzlich zur Finanzierung der pandemiebedingten Fahrgeldmindereinnahmen im Jahr 2021 beizusteuern. 

Weiterer Verlustausgleich im ÖPNV notwendig

Nach Berechnungen des Branchenverbands VDV werden die voraussichtlichen Verluste durch fehlende Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2021 bei etwa 3,6 Milliarden Euro liegen. In den neun Pandemiemonaten des vergangenen Jahres belief sich der Schaden bereits auf etwa 3,3 Milliarden Euro. Dank des 2020 beschlossenen ÖPNV-Rettungsschirms in Höhe von 5 Milliarden von Bund und Ländern konnten die letztjährigen coronabedingten Verluste der Verkehrsunternehmen weitgehend ausgeglichen werden. Nun ist eine baldige Anschlussregelung für 2021 notwendig.

Weiteres Verfahren

Die Kabinettbefassung über die Bundesbeteiligung an einem weiteren ÖPNV-Rettungsschirm fand am 12.05.2021 statt, damit der Gesetzentwurf noch vor der parlamentarischen Sommerpause eingebracht und von Bundestag und Bundesrat beraten werden kann. Vorgesehen ist wie 2020 eine entsprechende Erhöhung der Regionalisierungsmittel des Bundes. Eine formale Länder-/Verbändebeteiligung wurde nicht vorgenommen, da es sich nicht um einen Gesetzentwurf der Bundesregierung handelt. Die Länder steuern ihren Anteil jeweils über den Landeshaushalt bei. 

Anmerkung des DStGB

Da die Pandemie nicht überwunden ist und weiterhin umfangreiche Einnahmeausfälle im ÖPNV zu verzeichnen sind, bedarf jetzt zwingend der Anschlussregelung in Form eines weiteren ÖPNV-Rettungsschirms. Angesichts der Corona-Pandemie stehen die öffentlichen wie privaten Verkehrsunternehmen vor der Herausforderung, ein weiterhin gut funktionierendes Nahverkehrsangebot zu liefern, um systemrelevante Berufsgruppen sicher zu ihrem Arbeitsplatz zu befördern, im Schülerverkehr Abstandsregelungen zu ermöglichen und die Bemühungen zur Verkehrswende und zum Ausbau des ÖPNV insgesamt nicht durch Anbotsreduzierungen zu gefährden. 

(IV/2 741, Jan Strehmann, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888274]1921-14	Studie zur Infektionsgefahr im ÖPNV veröffentlicht

Die regelmäßige Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist im Vergleich zum Individualverkehr nicht mit einem höheren Risiko einer SARS-CoV-2-Infektion verbunden. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie der Charité Research Organisation (CRO) im Auftrag der Bundesländer und des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV). Verglichen wurde das Ansteckungsrisiko von Fahrgästen in Bussen und Bahnen mit dem von Pendlerinnen und Pendlern, die regelmäßig mit Pkw, Motorrad oder Fahrrad unterwegs sind.

Hintergrund und Ergebnisse der Studie

Für die unabhängige epidemiologische Studie hat die Research Organisation der Berliner Charité seit Februar 2021 über fünf Wochen lang insgesamt 681 freiwillige Teilnehmende im Alter von 16 bis 65 Jahren im Gebiet des Rhein-Main-Verkehrsverbundes (RMV) begleitet. Zielsetzung dieser Untersuchung war, die Infektionsgefahr von Fahrgästen nicht unter Laborbedingungen oder auf Grundlage statistischer Berechnungen abzuschätzen, sondern im Rahmen der alltäglichen Fahrt zur Arbeit, Ausbildung oder Schule zu ermitteln. Ein solcher Ansatz ist im Rahmen von Covid-Untersuchungen im Mobilitätssektor bislang einzigartig.

Alle Probanden sind zu Beginn und am Ende der Studie durch PCR-Testung (akute Infektion) oder Antikörpertestung (überstandene Infektion) medizinisch untersucht worden. Während des Studienzeitraums führten die Probanden ein digitales Tagebuch, über das zusätzlich zum konkreten Mobilitätsverhalten auch Kontakte, Erkältungssymptome oder die Einhaltung von Hygieneregeln im ÖPNV festgehalten wurden.

Die CRO hat dabei keinen Unterschied im Hinblick auf ein mögliches erhöhtes Infektionsrisiko bei der Nutzung des ÖPNV im Vergleich mit dem Individualverkehr festgestellt. Die regelmäßige Nutzung von Bussen und Bahnen führte laut der Studie nicht zu einer höheren Ansteckungsgefahr. Auch im Vergleich verschiedener Verkehrsmittel des ÖPNV wurden keine Unterschiede festgestellt. Die zum Zeitpunkt der Untersuchung gültigen Schutzmaßnahmen, also die FFP2-Maskenpflicht, ausreichende Abstände und gute Durchlüftung der Fahrzeuge im ÖPNV waren auf Basis der Studienergebnisse wirksam.

Als Untersuchungsgebiet ist der Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) ausgewählt worden. Im RMV leben rund 5 Millionen Menschen in Großstädten, Ballungsräumen und ländlicheren Gebieten. Werktäglich sind etwa 2,5 Millionen Fahrgäste mit Bussen und Bahnen unterwegs. Die durchschnittliche Reiseweite pro Tag beträgt 11 Kilometer. Damit ist der RMV repräsentativ für eine Nahverkehrsnutzung, wie sie täglich in Deutschland stattfindet.

Rahmenbedingungen für den Infektionsschutz müssen stimmen

Im Rahmen der Vorstellung der Studie betonte Dr. Maike Schaefer als Vorsitzende der Verkehrsministerkonferenz (VMK) und Senatorin für Mobilität der Freien Hansestadt Bremen: „Ich möchte aber auch deutlich darauf hinweisen, dass die Ergebnisse der Studie gewisse Rahmenbedingungen hatten, die weiter gewährleistet sein müssen: Abstand halten, Maske tragen, Durchlüften und natürlich trägt auch die geringere Auslastung dank Homeoffice dazu bei, dass der ÖPNV weiter zuverlässig funktioniert.“

Anmerkung des DStGB

Die Studie unterstreicht, dass die getroffenen Infektionsschutzmaßnahmen im ÖPNV wirksam sind. Angesichts der massiven Einnahmeausfälle durch Fahrgastrückgänge muss das Vertrauen in den ÖPNV als sicheres Verkehrsmittel zurückgewonnen werden. Um die Studienergebnisse nun in den kommenden Wochen und Monaten zu kommunizieren soll hierzu unter anderem auch die von Bund, Ländern, kommunalen Spitzenverbänden und den öffentlichen Verkehrsunternehmen getragene bundesweite Kampagne #BesserWeiter genutzt werden.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des Verband deutscher Verkehrsunternehmen vom 10.05.2021: www.vdv.de 

Informationen zur Studie und zur ÖPNV-Kampagne #BesserWeiter unter: www.besserweiter.de 


(IV/2 741, Jan Strehmann, 10.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888275]1921-15	Entlastung der Kommunen beim Umbau von Bahnübergängen mit Privatbahnen

Nach dem Bundestag hat auch der Bundesrat in seiner Sitzung am 7. Mai 2021 eine weitere Entlastung der Kommunen beim Umbau von Bahnübergängen beschlossen. Der DStGB hatte sich seit der Neuaufteilung dieser Kosten bei bundeseigenen Bahnen dafür eingesetzt, auch die nun vorgesehene Entlastung der Kommunen bei Privatbahnen zu erwirken. Mit dem beschlossenen „Neunten Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften“ sind zudem verbesserte Investitionsbedingungen beim Ausbau kommunaler Radwege vorgesehen. Siehe hierzu auch DStGB-Aktuell 1621-18 vom 23.04.2021.

Ziel der Novellierung ist es, durch die Entlastung der Kommunen von Finanzierungsbeiträgen nach dem Bundesfernstraßengesetz und dem Eisenbahnkreuzungsgesetz Investitionen in die Infrastruktur für den Radverkehr sowie in das Schienennetz zu beschleunigen. Zu diesem Zweck enthält der Gesetzentwurf weitere Regelungen zur Vereinfachung der Verwaltungsabläufe bei der Abwicklung von Baumaßnahmen an Eisenbahnkreuzungen. 

Bei Maßnahmen an Bahnübergängen im Zuge nichtbundeseigener Eisenbahnen übernehmen die Länder künftig die bisherigen Kostenanteile der Kommunen. Im Bundesfernstraßengesetz wird zur Entlastung kommunaler Baulastträger ein Vorteilsausgleich vorgesehen. Die Förderbestimmung im Eisenbahnkreuzungsgesetz erhält mit dem Bau und dem Ausbau kommunaler Radwege eine neue gesetzliche Zweckbestimmung. 

Weitere Informationen

Gesetzentwurf der Bundesregierung (BT-Drucksache 19/27660): https://dip21.bundestag.de

Im Bundesrat angenommener Gesetzesbeschluss des Bundestags (Änderungen am ursprünglichen Gesetzentwurf / BR-Drucksache 293/21):
www.bundesrat.de

Eine konsolidierte Reinfassung des Gesetzes erscheint in Kürze im Bundesgesetzblatt.

DStGB-Schwerpunkt Mobilität: www.dstgb.de/themen/mobilitaet/ 


(IV/2 732-14, Jan Strehmann, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888276]1921-16	NaKoMo-Workshop zu alternativen Antrieben

Das Nationale Kompetenzzentrum für nachhaltige Mobilität 
(NaKoMo) richtet am 17. Juni 2021 einen Online-Workshop für Vertreter von Kommunen zum Thema „Was treibt uns in Zukunft an?“ aus.

Hintergrund und Ablauf des Workshops

Laut Klimaschutzplan 2050 soll der CO2-Ausstoß im Verkehrsbereich um 40 bis 42 Prozent gegenüber 1990 reduziert werden. Hier gibt es einiges zu tun, denn: Die Emissionen im Verkehr stagnieren seit den 1990er Jahren. Damit die Emissionen langfristig sinken, müssen vermehrt CO2-freie Kraftstoffe genutzt werden.

Welche Technologie sich wo durchsetzt, ist noch nicht entschieden. Die Bandbreite ist dabei sehr groß: Wasserstoff, Strom, Erdgas und Biomethan sowie synthetisches Methan sind derzeit wohl die Bekanntesten. Doch welcher Kraftstoff eignet sich für welchen Zweck? Gibt es Unterschiede, die zum Beispiel für den Pkw-Verkehr und den Güterverkehr berücksichtigt werden müssen? Was müssen Städte und Gemeinden beachten, wenn sie ihre Fuhrparks umrüsten möchten? Wer unterstützt sie dabei?

Diese Fragen sollen im Auftaktworkshop der Reihe „Alternative Antriebe und Kraftstoffe“ aufgegriffen werden. Es werden verschiedene Antriebe und Kraftstoffe vorgestellt, Länder und Kommunen berichten von Ihren Erfahrungen und den Teilnehmern und Teilnehmerinnen werden konkrete Fördermöglichkeiten aufgezeigt.

In einem digitalen World Café bekommen die Teilnehmer und Teilnehmerinnen zudem die Gelegenheit, sich selbst aktiv mit dem Thema auseinanderzusetzen, Anregungen für vertiefende Folgeworkshops zu diskutieren und neue Lösungsvorschläge zu erarbeiten.

Der Online-Workshop findet am 17.06.2021 von 09–13 Uhr statt. Die Teilnahme ist kostenlos. Die Teilnehmeranzahl ist auf 40 Personen limitiert. Es werden lediglich Vertretungen aus Kommunen, kommunalen Unternehmen, der Länder, Ländernetzwerken und dem Bund zugelassen.

Weitere Informationen

Anmeldung unter: www.now-gmbh.de


(IV/2 724-10, Jan Strehmann, 17.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888278]1921-17	Europatag 2021 und die Konferenz zur Zukunft Europas

Am vergangenen Sonntag, dem 9. Mai, wurde der Europatag gefeiert. Wie schon im letzten Jahr fand er unter den Bedingungen der Corona-Krise statt. Gleichzeitig fand im Europäischen Parlament in Straßburg die Eröffnungsveranstaltung der Konferenz zur Zukunft Europas statt.

Die zentralen Themenbereiche der virtuellen Diskussionsrunden am Europatag 2021 waren zum einen der European Green Deal und das EU-Klimaschutzgesetz, zum anderen aber auch das Thema „Digitale Teilhabe“ sowie die Thematik „Europa in der Welt“.

Im Hinblick auf den European Green Deal und das EU-Klimaschutzgesetz wurde beispielsweise darüber diskutiert, ob durch den Green Deal das europäische Ziel der Klimaneutralität bis zum Jahre 2050 überhaupt erreicht werden kann und welche volkswirtschaftlichen Konsequenzen die Maßnahmen haben. Beim Thema der digitalen Teilhabe wurde darüber diskutiert, welchen Nutzen die Digitalisierung mit sich bringt, sowohl für die Wirtschaft, den öffentlichen Sektor als auch für die gesamte europäische Gesellschaft und wie die zukünftigen Schritte aussehen müssen.

In der Diskussionsrunde zur Rolle Europas in der Welt wurde deutlich, dass an einer Zusammenarbeit mit anderen Ländern und Mächten in manchen Bereichen festgehalten werden muss. Die Wichtigkeit der Weltpolitikfähigkeit Europas wurde vielfach betont. „Europa müsse auf Augenhöhe mit anderen Ländern und Mächten dieser Welt agieren können.“

Die Gäste der Diskussionsrunden kamen aus unterschiedlichen Bereichen. Dabei waren unter anderem Europaabgeordnete, Mitglieder der Europäischen Kommission aber auch Klimaaktivistinnen und ‑aktivisten.

Konferenz zur Zukunft Europas (generell)

Noch vor der Eröffnungsveranstaltung zur o.g. Konferenz zur Zukunft Europas wurde vom Exekutivausschuss der Konferenz eine Geschäftsordnung verabschiedet. Diese Geschäftsordnung regelt unter anderem die Zusammensetzung als auch die Arbeitsweise des Plenums der Konferenz, welches schon bald das erste Mal zusammenkommen soll.

Ferner ist die mehrsprachig aufgebaute digitale Plattform für die Konferenz schon am 19. April zur Zukunft Europas an den Start gegangen. Sie soll die zentrale Anlaufstelle der Konferenz zur Zukunft Europas sein, die jetzt eine permanente geworden ist. Die Plattform soll dazu beitragen, dass sich möglichst viele Bürgerinnen und Bürger beteiligen, zu vielfältigen Diskussionen über die unterschiedlichsten Themen anregen und gleichzeitig für mehr Transparenz und Zugänglichkeit der Konferenz zur Zukunft Europas sorgen.

Weitere Informationen:

Pressemitteilung Europatag:
https://ec.europa.eu/germany/news/20210510-europatag_de

Pressemitteilungen Konferenz zur Zukunft Europas:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_2403
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_2402

Digitale Plattform für die Konferenz zur Zukunft Europas:
https://futureu.europa.eu/


(II/4 Katrin Restle, Brüssel, 11.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888280]1921-18	Pressemitteilung: Kommunalfinanzen leiden unter der Pandemie – 2. Rettungsschirm notwendig

„Die Zahlen der Mai-Steuerschätzung zeigen erneut die massiven kurz- und langfristigen Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. Obwohl die Schätzung leicht positiver als im Herbst vergangenen Jahres ausfällt, gibt es keine Entwarnung. Die Lage der Kommunalhaushalte ist schlicht prekär“, erklärten Bürgermeister Ralph Spiegler, Präsident, und Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, zu den aktuellen Ergebnissen der Corona-Steuerschätzung. 

Bis zum Jahr 2024 summieren sich die kommunalen Steuermindereinnahmen im Vergleich zur letzten Vor-Corona-Schätzung auf über 42 Mrd. Euro. Hinzu kommen mindestens in diesem Jahr noch spürbare Einnahmenausfälle in den Bereichen Kultur, ÖPNV, Kitas und Schwimmbäder. Auf der anderen Seite steigen unter anderem die Ausgaben für soziale Leistungen dynamisch an.

„Gerade die aktuelle Krise hat gezeigt, wie elementar wichtig die kommunale Daseinsvorsorge ist und wo – das gilt es auch festzuhalten – durchaus noch erhebliche Verbesserungsbedarfe bei Infrastruktur und Personalausstattung bestehen. Konsequenz der Corona-Krise darf daher nicht der Rückzug der Kommunen aus dem öffentlichen Raum und eine stärkere Vernachlässigung der kommunalen Infrastruktur sein. Ganz im Gegenteil: die Pandemie muss gerade als Initialzündung für eine kommunale Investitionsoffensive in eine CO2-neutrale, digitale und zugleich bürgernahe Zukunft, die Wirtschaft und Bürgerschaft gleichermaßen mitnimmt, verstanden werden“, so Landsberg.

„Gegen diese Wirtschaftskrise darf nicht angespart werden. Bund und Länder stehen in der Verantwortung die Kommunen in die Lage zu versetzen, über ihre Investitionen einen wichtigen Beitrag für den wirtschaftlichen Aufschwung nach der Krise leisten zu können. Zudem muss gerade in der Corona-Krise sichergestellt werden, dass die Schere zwischen finanzschwachen und -starken Kommunen nicht noch weiter auseinandergeht. Chancengerechtigkeit und Perspektiven muss es für alle Menschen geben, unabhängig davon in welcher Region sie leben. Für den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist es elementar, dass das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse nicht aus den Augen verloren wird. Ein zweiter kommunaler Rettungsschirm, der die coronabedingten Ausfälle bei Gewerbe- und Einkommensteuer kompensiert, ist daher unabdingbar“, so Spiegler.

Nach den Zahlen der Mai-Steuerschätzung können Bund, Länder und Kommunen mit Steuereinnahmen in Höhe von 773,5 Milliarden Euro für das laufende Jahr rechnen. Vor der Pandemie hatte man noch ein Steueraufkommen von 845,2 Milliarden Euro prognostiziert. Die Gewerbesteuer liegt in diesem Jahr voraussichtlich bei 46,1 Milliarden Euro (Schätzung Herbst 2019: 51,5 Mrd. Euro). Auch beim Einkommensteueranteil verlieren die Gemeinden erhebliche Einnahmen und werden in diesem Jahr lediglich mit 41,8 Milliarden Euro rechnen können. 

Der kommunale Investitionsrückstand liegt nach aktuellen Zahlen des KfW-Kommunalpanels bei 149 Mrd. Euro. In den letzten Jahren konnten die Kommunen ihre Investitionen zwar kontinuierlich steigern, doch die Nettoinvestitionsquote ist dennoch seit nunmehr fast 20 Jahren negativ. Die Investitionen reichen also nicht aus, um den Werteverzehr auszugleichen. „Ob der finanziellen Unsicherheit ist schon heute zu beobachten, dass etliche Kommunen ihre Investitionsplanungen aufschieben und von notwendige Personalaufstockungen in den Bauämtern absehen. Die negativen Auswirkungen werden hier erst in den nächsten Jahren sichtbar sein. Ein noch stärkeres Fahren auf Verschleiß kann sich Deutschland als Wirtschaft-, Forschungs- und Kulturstandort aber nicht mehr leisten. Auch deshalb braucht es einen weiteren Rettungsschirm für die Kommunen“, so Spiegler und Landsberg abschließend.
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[bookmark: _Toc71888281]1921-19	Interview zur Steuerschätzung: Kommunale Handlungs- und Investitionsfähigkeit sichern

Interview im NDR Info mit Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg am 13.05.2021. Die Fragen stellte Birgit Langhammer.

NDR Info: Teilen Sie den Optimismus des Finanzministers?

[bookmark: _GoBack]Dr. Gerd Landsberg: Ich teile diesen Optimismus nicht. Der ist ganz erkennbar natürlich dem Wahlkampf geschuldet. Wenn man sich die Zahlen genau ansieht, heißt das: 2021 schließen die Kommunen mit einem Minus von 9,4 Mrd. Euro ab, 2022 von 10,1 Mrd. Euro. Ich sage es ganz offen: Wir sehen sowohl die Handlungsfähigkeit als auch – und das ist wichtig – die Investitionsfähigkeit der Kommunen ernsthaft gefährdet. Das heißt, die Einnahmen gehen zurück – das ist natürlich coronabedingt, aber die Ausgaben steigen. Wir sollen die Gesundheitsämter ertüchtigen, wir sollen mehr in Kitas und Schulen investieren, der ökologische Umbau, das wird Milliarden Euro kosten, die Verkehrswende. Da wundere ich mich schon ein bisschen, dass die Bundespolitik bisher auf unsere Forderungen nach einem weiteren Rettungsschirm für die Kommunen nicht reagiert hat. 

NDR Info: Weil im vergangenen Jahr, das muss man noch dazu sagen, hatten Bund und Länder die Kommunen mit milliardenschweren Zuwendungen gestützt: 11 Milliarden Euro sind da zur Verfügung gestellt worden. Jetzt in diesem Jahr hören wir aber schon vom haushaltspolitschen Sprecher der Unions-Bundestagsfraktion Rehberg, der Bundeshaushalt sei nicht die Melkkuh für alle anderen staatlichen Ebenen. Das klingt nach einer ziemlich deutlichen Absage.

Dr. Landsberg: Das ist eine eindeutige Absage. Aber das ist doch das Pingpong-Spiel. Der Bund sagt, also Moment mal, wir haben auch kein Geld mehr, uns geht es ganz schlecht und verweist auf die Länder. Die Länder sagen, uns geht es auch schlecht und verweisen auf den Bund. Letztes Jahr haben wir das hingekriegt. Ich bin ja Optimist. Ob das letzte Wort da wirklich gesprochen ist, weiß ich nicht. Denn die Wahl gewinnt man nicht in Berlin oder in der Landeshauptstadt, sondern immer vor Ort. Und die Menschen merken doch, wo es überall fehlt. Ich höre eine breite Diskussion: Wir brauchen andere Schulen, andere Gebäude, das muss alles auch ökologisch umgebaut werden. Das ist ja auch alles richtig, aber wie soll das denn funktionieren, wenn wir immer weniger Geld haben? Und was ganz wichtig ist: Natürlich gibt es auch noch Kommunen, die investieren werden. Aber die Spreizung zwischen armen und reichen Kommunen wird zunehmen. Das ist ein Nachteil für die Bürger. Wenn ich Pech habe, wohne ich in einer armen Stadt, dann ist die Infrastruktur schlecht. Wenn ich Glück habe und wohne in einer, der es besser geht, dann haben meine Kinder eine bessere Schule. Das kann es ja wohl auch nicht sein.

NDR Info: Vor allem weil wir ja einen Investitionsstau auch schon eine ganze Zeit lang – gerade wo wir die Schulen ansprechen – mit uns schleppen. Und dann kam natürlich die Pandemie dazwischen. Wenn wir jetzt gestern aus Mecklenburg-Vorpommern hören, Herr Landsberg, Kommunen sollen Rücklagen bilden, würde das dann wiederum auch nur die reicheren, von Ihnen gerade angesprochenen Kommunen überhaupt betreffen oder soll das an alle gehen? 

Dr. Landsberg: Das ist natürlich wie beim Privatmann. Wenn Sie nichts haben, können Sie keine Rücklagen bilden. Ich glaube, für die Masse der Kommunen ist das ein frommer Wunsch, aber nicht realistisch, weil eben die Ausgaben immer weiter steigen. Wir haben ja in großem Umfang auf Gebühren verzichtet, das ist ja auch alles in Ordnung. Das Ganze steht ja auch noch unter einem weiteren großen Fragezeichen: Die Steuerschätzung geht davon aus, es gibt keine vierte Corona-Welle. Wenn ich heute Morgen Herrn Lauterbach im Radio höre, der sagt, das ist nicht ausgeschlossen, dass wir im Herbst eine ähnliche Situation haben, vielleicht nicht so dramatisch, aber das hätte natürlich für die Wirtschaft und damit für die Steuereinnahmen, gerade der Kommunen, eine enorme Auswirkung. Und wenn Sie sich unsere Innenstädte ansehen: Die beginnen zu veröden. Viele Geschäfte werden nicht wieder aufmachen. Da muss investiert werden. Und das ist wirklich wichtig.

NDR Info: Jetzt haben Sie auch schon angesprochen, dass es eben ein Hin-und-Her-Schieben ist zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Wenn natürlich jetzt Bund und Länder auch schon sagen, wir haben ja selber schon kein Geld mehr, was wäre dann Ihre Idee? Dass man doch die Verschuldung dann noch mal nach oben schiebt und einfach darauf setzt, dass dann doch der Optimismus des Finanzministers greift und man einfach bis Mitte des Jahrzehnts wieder zurückzahlen könnte, ausgleichen könnte?

Dr. Landsberg: Ich glaube, es gibt einen riesigen Unterschied. Der Bund kann sich verschulden und verdient damit Geld. Das können die Kommunen nicht. Der Bund hat natürlich durch die Steuerhoheit in ganz, ganz vielen Bereichen auch die Möglichkeit, sich zusätzliche Einnahmen zu sichern. Das haben die Kommunen in dieser Form auch nicht. Und wenn ich mir den Gesamthaushalt angucke und die ohnehin ja bedauerlicherweise, aber notwendige Verschuldung des Bundes anschaue, da kann ich ehrlich gesagt nicht glauben, dass das jetzt an 5 oder 10 Milliarden Euro für einen zweiten Rettungsschirm für die Kommunen scheitert. Zumal, wenn wir investieren, laufen ja auch wieder Steuereinnahmen in die Kasse des Bundes. Man sagt so über den Daumen gepeilt: Jeden Euro, den wir investieren, schafft weitere fünf, sechs Euro an Steuerkraft und natürlich auch an Arbeit. Ich denke, man muss das Gesamtkonzept noch einmal überdenken. Und ich hoffe sehr, dass der Wahlkampf da auch den nötigen Druck erzeugt.
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[bookmark: _Toc71888282]1921-20	Statement: Normales Leben mit mehr Lockerungen jetzt umsetzen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das Korrespondentenbüro Herholz vom 12.05.2021

Es ist gut und richtig, dass Geimpfte und Genesene jetzt von bestimmten Einschränkungen (Testpflicht, Ausgangsbeschränkungen) ausgenommen werden. Das war höchste Zeit. Wer andere Menschen nicht gefährdet, darf in seinen Grundrechten nicht weiter eingeschränkt werden. Das ist ein Gebot der Verfassung. Wir merken vor Ort, dass sich die Stimmung verbessert. Die Menschen haben Sehnsucht nach mehr Normalität. 

Die sogenannte „Impfneid“-Diskussion ist vor Ort kaum zu spüren. Die jüngeren Menschen verstehen, dass ihre Eltern und Großeltern zurecht schon geschützt wurden. Die Politik sollte dieses Thema nicht mit einer Diskussion über vermeintlichen „Impfneid“ befeuern. Nicht alles was medial hochgespielt wird, entspricht der Realität vor Ort. Nichtsdestotrotz müssen wir uns unter Hochdruck bemühen, die Impfkampagne und die Schutzkonzepte so weit und so schnell wie möglich zu optimieren, um allen Bürgerinnen und Bürgern wieder ein normaleres Leben zu ermöglichen. 

Die Kontrollen vor Ort sind überwiegend unproblematisch. Mit Impfausweis und Personalausweis lässt sich eine Überprüfung umsetzen. Natürlich gibt es immer ein Fälschungsrisiko, aber auch das ist nicht wirklich neu. Auch andere Dokumente bis hin zu Personalausweisen werden gefälscht. Deswegen sollte jetzt so schnell wie möglich der digitale Impfausweis etabliert werden. 

Die Inzidenzzahlen sinken. Jetzt muss der Grundsatz gelten: Nach klaren Kriterien bei festgelegten Inzidenzwerten lockern, so weit wie möglich bundeseinheitlich, transparent und nachvollziehbar. Auf einer klaren Strategie ruhen die Hoffnungen für Menschen und Wirtschaft.
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[bookmark: _Toc71888283]1921-21	Statement: Impfangebote für alle in greifbarer Nähe

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Rheinische Post vom 11.05.2021

Nach Auffassung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes ist die Frage der Impfdrängler keine zentrale Herausforderung für Impfzentren und niedergelassene Ärztinnen und Ärzte. Natürlich kommt es vor, dass Menschen sich einer falschen Berufsgruppe oder Altersgruppe zuordnen, um früher geimpft zu werden. In der Regel fällt dies allerdings auf, weil in den Impfzentren ohnehin der Personalausweis beziehungsweise bei Berufsgruppen der Nachweis des Arbeitgebers vorgelegt werden muss. Die niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte kennen ihre Patienten regelmäßig und haben vorab die nötigen Informationen. 

Wir sollten jetzt nicht zusätzliche Bürokratie schaffen und auch noch Tatbestände für Bußgelder oder ähnliches vorsehen. Dies gilt umso mehr, als alsbald alle Menschen ein Impfangebot bekommen werden. Schon jetzt ist die Priorisierung für bestimmte Impfstoffe (AstraZeneca, Johnson & Johnson) aufgegeben worden und auch in den Arztpraxen wird eine gewisse Flexibilität zugestanden, damit die Ärztinnen und Ärzte die Risikosituation ihrer Patienten berücksichtigen können. 

Gleichzeitig ist man teilweise dazu übergegangen, etwa in Stadtvierteln mit ganz besonders hoher Inzidenzzahl, allen Personen ohne Rücksicht auf Priorisierung ein Impfangebot zu machen. Generell auf die Priorisierung besonderer Gruppen (Alter, Risikopatienten und Berufsgruppen) schon jetzt zu verzichten ist zu früh. Viele dieser besonders schutzbedürftigen Personen haben noch kein Impfangebot erhalten. Erst wenn dies abgeschlossen ist und gleichzeitig die Menge der gelieferten Impfdosen deutlich ansteigt, könnte die Priorisierung ganz entfallen. 

Wichtig ist allerdings, sicherzustellen, dass keine Impfdosen liegen bleiben und am Ende sogar vernichtet werden müssen. Restbestände gehören in den Arm und nicht in den Müll. In diesen Fällen kann dann auch auf die Priorisierung verzichtet werden.
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[bookmark: _Toc71888284]1921-22	Statement: Rücknahme von Grundrechtseinschränkungen richtig – Kontrollierbarkeit gewährleistet

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die FUNKE Mediengruppe vom 09.05.2021

Der Deutsche Städte und Gemeindebund begrüßt die Entscheidung, Geimpfte und Genesene von zentralen Einschränkungen (Kontaktbeschränkungen, nächtlichen Ausgangssperren, Schnelltestpflichten) auszunehmen. Dies ist ein eindeutiges Gebot unserer Verfassung. Wer keine Gefahr für andere oder sich selbst darstellt, darf in seinen Grundrechten nicht weiter eingeschränkt werden. Es geht eben gerade nicht - wie teilweise argumentiert wird - um die Rückgabe von Grundrechten. Diese haben alle Menschen auch in der Pandemie. Entscheidend ist, wann, wo und wie darf der Staat diese Grundrechte einschränken. Dabei gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Wer also durch Kontakte oder nächtlichen Ausgang niemanden gefährdet, dem darf das auch nicht verboten werden. Diesem Umstand hat der Gesetzgeber jetzt Rechnung getragen. Möglicher Unmut von bislang noch nicht geimpften Personen ist zwar nachvollziehbar, aber eben kein juristisches Argument. 

Es ist auch zu bedenken, dass die Millionen von Schnelltests monatlich hohe Kosten verursachen. Wenn jetzt Geimpfte und Genesense davon befreit sind, spart das Geld und schafft Testkapazitäten, die an anderen Stellen benötigt werden. Man wird zudem in der gesellschaftlichen Debatte gewichten müssen, dass die schon jetzt vollständig Geimpften überwiegend zur älteren, besonders schutzwürdigen Gruppe gehören. Die Mehrheit der Jüngeren versteht das. Es sind ihre Eltern und Großeltern, man kann die Politik nur davor warnen, ein angebliches Solidaritätsproblem herbeizureden, das es in der Realität vor Ort nicht gibt. Zumal erkennbar ist, dass demnächst auch die jungen Menschen zeitnah ein Impfangebot erhalten werden. Wir sollten in Deutschland jetzt keine Neiddebatte befeuern, sondern uns über endlich etwas mehr Normalität freuen. Wir sollten immer wieder dafür zu werben, dass sich möglichst viele Menschen impfen lassen, denn das ist der einzige Weg zurück in das normale Leben.

Auch unter den neuen Regelungen ist die Kontrollierbarkeit gewährleistet und funktioniert. Die Masken- und Abstandspflicht gilt zurecht für alle weiter. Bei den Ausgangsbeschränkungen gibt es ohnehin schon jetzt viele Ausnahmen, wie etwa den Weg zur Arbeit, sonstige berufliche Gründe oder die unaufschiebbare Versorgung eines Angehörigen. Es können ohnehin nur Stichproben stattfinden. Der Impfausweis in Kombination mit dem Personalausweis ist problemlos zu überprüfen. Dennoch ist es wichtig, jetzt so schnell wie möglich auch den digitalen Impfausweis verfügbar zu machen. 

Nachdem die Inzidenzzahlen weiter sinken, haben wir die 3. Welle offenbar gebrochen. Im Hinblick auf die rasante Zunahme der Impfungen und den bevorstehenden Sommer mit vielen möglichen Aktivitäten im Freien, sollten sich Bund und Länder bereits jetzt auf einen klaren Öffnungskatalog verständigen und festlegen, unter welchen Voraussetzungen welche Bereiche wieder öffnen dürfen. Darauf warten nicht nur die Menschen, sondern auch die Hotels, Gaststätten und die Tourismuswirtschaft. Ein Flickenteppich unterschiedlichster Regelungen sollte vermieden werden. Dies schadet der Akzeptanz der Menschen und ist eine schwere Hypothek für die Wirtschaft.
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[bookmark: _Toc71888285]1921-23	Statement: Sinkende Infektionszahlen – bessere Kontaktnachverfolgung

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für Augsburger Allgemeine vom 07.05.2021

In der Pandemie sind die Gesundheitsämter personell, finanziell und digital auch mit Hilfe von enormen Bundesmitteln aufgerüstet worden. Durch neue und einheitliche Softwarelösungen, wie etwa das vom Bund entwickelte digitale System für Kontaktnachverfolgung Sormas, schreitet auch die Digitalisierung deutlich voran. Die Optimierung der Corona-WarnApp wird die Kontaktnachverfolgung zukünftig erleichtern. Wenn jetzt die Infektionszahlen weiter zurückgehen, wovon wir ausgehen können, wird die Kontaktnachverfolgung besser, effektiver und schneller umgesetzt werden können. In Kombination mit der zunehmenden Zahl von Impfungen und dem beginnenden Sommer ist das ein ganz wichtiges und konkretes Hoffnungssignal für Deutschland. 

Die Bundesnotbremse (z. B. Ausgangsbeschränkungen ab einer Inzidenz von 100, Distanzunterricht ab einer Inzidenz von 165) hat offenbar Wirkung gezeigt. Wenn es jetzt umgekehrt um weitere Lockerungen, insbesondere für Gastronomie, Hotels und Tourismus, geht, sind im Prinzip die Länder gefordert. Hier sollte es aber eine vernünftige Absprache zu den nächsten Schritten geben. Ein Flickenteppich unterschiedlicher Regelungen, zum Beispiel für Hotels oder andere Einrichtungen, wäre jedenfalls bei gleicher Inzidenzzahl in unterschiedlichen Ländern kaum nachvollziehbar. Wir erwarten jetzt, dass sich die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten möglichst auf ein einheitliches Vorgehen mit konkreten Öffnungsperspektiven verständigen. 

Deutschland sehnt sich nach mehr Normalität. So konsequent wie bei den Einschränkungen am Ende gehandelt wurde, sollte es auch beim Weg zu mehr Öffnungen einen gemeinsamen und weitgehend einheitlichen Weg geben.
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[bookmark: _Toc71888286]1921-24	Statement: Klimaschutz braucht kluge Strategien statt übereilter Handlungen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das Korrespondentenbüro Herholz vom 10.05.2021

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist das Thema Klimaschutz in Deutschland wieder ins Zentrum der politischen Diskussionen gerückt. Mit Blick auf den beginnenden Wahlkampf sollte darauf geachtet werden, dass jetzt kein unüberlegter Überbietungswettbewerb nach dem Motto „Wer bietet mehr“ im Bereich der Klimaschutzmaßnahmen stattfindet.

Derzeit wird die nun notwendige politische Debatte über Konsequenzen des Karlsruher Richterspruches übereilt geführt. Das Bundesverfassungsgericht hat zu Recht darauf hingewiesen, dass die Schutzpflicht des Staates auch die Verpflichtung umfasst, Leben und Gesundheit vor den Gefahren des Klimawandels zu schützen. Um den vom Gericht geforderten freiheitsschonenden Übergang in die Klimaneutralität zu gewährleisten, ist aber keine komplette Neuausrichtung der Klimaschutzpolitik erforderlich. Gefragt sind kluge strategische Entscheidungen – gerade vor dem Hintergrund, dass die Klimaschutzziele und die dafür notwendigen Maßnahmen langfristig angelegt sind.

Erfolgreicher Klimaschutz braucht die breite Zustimmung in der Bevölkerung. Diese erreichen wir allerdings nicht, wenn wir einseitig durch die Anhebung des CO2-Preises die Energiekosten von Eigenheimbesitzern und Mietern in die Höhe treiben. Ebenso wenig, wenn die vielen Pendler, die zwingend auf das Auto angewiesen sind, unverhältnismäßig belastet werden. Stattdessen muss der Grundsatz gelten, dass vor immer neuen Belastungen den Menschen und der Wirtschaft zunächst die Möglichkeit gegeben werden muss, ihr Verhalten im Interesse des Klimaschutzes zu verändern: in der Mobilität, beim Wohnen oder gegenüber der Ansiedlung von erneuerbaren Energien. Die Menschen werden mitmachen, wenn sie erleben, dass Klimaschutz kein Verzicht, sondern ein Mehr an Lebensqualität bedeutet: durch breitere Radwege, saubere Luft und den Schutz der Wälder. 

Im Mittelpunkt muss dabei die Motivation stehen, mitzumachen und sich aktiv für den Klimaschutz zu engagieren – im Interesse eines gesellschaftlichen Konsenses zwischen den Generationen. Denn die erste Regel erfolgreichen Klimaschutzes lautet: Nicht nur sagen, was andere anders machen müssen, sondern selbst damit beginnen. Die Kommunen als die staatliche Ebene, auf der die konkrete Umsetzung erfolgt, nehmen dabei die zentrale Rolle ein. Deshalb sollten sie im Zentrum der jetzt notwendigen Maßnahmen stehen und breite Unterstützung von Bund und Ländern erfahren.

Es muss deutlich werden, dass beim Klimaschutz nicht nur die Formulierung von Zielen, sondern die konkrete Umsetzung vor Ort entscheidend ist. Deswegen brauchen wir dringend ein Klimaschutzbeschleunigungsgesetz, mit dem konkrete Klimaschutzvorhaben schneller, effektiver und unbürokratischer umgesetzt werden können. Um die Umsetzung zu vereinfachen, sollten auch Fragen der naturschutzrechtlichen Ausgleichsregelungen überprüft und der Instanzenzug vor Gericht nach Möglichkeit auf eine Instanz beschränkt werden.


Weitere Informationen finden sich auch in Beitrag 1921-08 in dieser DStGB-Aktuell-Ausgabe.
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[bookmark: _Toc71888287]1921-25	Interview: Baulandmobilisierungsgesetz – Ein Gesetz allein schafft nicht automatisch Wohnungen

Interview im WDR 5 mit Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg am 07.05.2021. 

WDR 5: Wird das Baulandmobilisierungsgesetz aus Ihrer Sicht das Problem lösen?

Dr. Gerd Landsberg: Das Gesetz ist ein ganz wichtiger Baustein, der alleine das Problem natürlich nicht löst. Ein Gesetz schafft nicht automatisch Wohnungen, aber es enthält viele Elemente, die wir als Kommunen gefordert haben. Und die wir jetzt auch bekommen. Zum Beispiel die Stärkung des kommunalen Vorkaufsrechts, die Einführung eines sogenannten Sektoralen Bebauungsplans, dass ich also im Bebauungsplan festlegen kann, in diesem Bereich muss es eine bestimmte Anzahl von Sozialwohnungen geben. Das ist schon ein ordentlicher Schritt und auch dass in angespannter Wohnungslage demnächst Kommunen sagen können: Nein, auch wenn Du Eigentümer bist, Du darfst nicht ohne Weiteres eine Mietwohnung in eine Eigentumswohnung umwandeln. Auch das haben wir gefordert. Insofern glaube ich, ist das ein wichtiges und auch gutes Gesetz.

WDR 5: Teile davon konnten die Kommunen ja aber bisher auch schon machen. Also zum Beispiel zu sagen, wenn Du in diesem Bereich bauen, dann müssen da Sozialwohnungen entstehen. Wurde das einfach nur nicht angewandt oder war das noch nicht ausgefeilt genug aus Ihrer Sicht?

Dr. Landsberg: Das gab es schon. Und das gibt es ja, viele Städte machen das schon lange. Das können Städte dann machen, wenn sie entsprechend eigene Flächen zur Verfügung haben und erschließen lassen, dann können sie zu dem Investor sagen, wir stellen uns das so und so vor, 30 teilweise auch 40 Prozent Sozialwohnungen. Aber wir hatten bisher nicht die Möglichkeit, das bereits im Bebauungsplan festzulegen. Das ist eine Erleichterung.

WDR 5: Was gibt Ihnen die Hoffnung, dass dieses Gesetz dann auch ganz praktisch solche Auswirkungen hat, dass die Kommunen sagen: ja, das wenden wir jetzt alles so und so an und am Ende kann man eine Miete in Köln sich auch als normalsterblicher Mensch leisten.

Dr. Gerd Landsberg: Die zweite Schlussfolgerung will ich jetzt nicht gleich ziehen. Weil das Problem ist ja, die Kommunen selber haben relativ wenig Flächen. Das ist natürlich von Kommune zu Kommune unterschiedlich. Sie können nicht Flächen schaffen, wo sie keine haben. Sie können natürlich versuchen, einen Bebauungsplan im bisherigen Außenbereich zu etablieren. Da gibt es aber natürlich immer Regeln, auch naturschutzrechtliche Bedenken. Das ist nicht ganz einfach. Wir müssen sicherlich mehr Bauen, wir müssen verdichten und das tun Kommunen. Und wir brauchen eben mehr Sozialwohnungen. Das ist doppelt schwierig, weil jährlich etwa 40.000 bis 45.000 Wohnungen aus der Sozialbindung herauslaufen. Das heißt, sie sind vor dreißig Jahren gebaut worden, da hat man gesagt, Du kriegst einen Zuschuss, aber nach dreißig Jahren ist die Sozialbindung weg. Deswegen müssen wir eigentlich mehr bauen, als wir schaffen können.

WDR 5: Sie haben eben das Wort „Naturschutz“ schon angesprochen. Müsste man nicht vielleicht einfach mal völlig anders denken? Weil ja, natürlich kann man Städte immer weiter ausdehnen, aber dann sind irgendwann alle Fläche versiegelt und es gibt gar kein Grün mehr.

Dr. Landsberg: Das ist richtig. Das ist ein Konflikt, den man vor Ort lösen muss. Man muss auch sehen, insgesamt haben wir in Deutschland ja einen gespaltenen Wohnungsmarkt. Wir haben etwa 1,8 Mio. Wohnungen in Deutschland, die leerstehen. Das ist natürlich nicht in Köln und nicht in der Mitte und auch nicht am Rhein in den guten Wohnlagen. Das ist in eher ländlichen Räumen. Aber manchmal wäre es vielleicht besser, zu sagen, wir schaffen zusätzliche Verbindungen über ÖPNV, Schienenverkehr oder ähnlichem, dass die Menschen, die ja demnächst sowieso wahrscheinlich nicht mehr die ganze Woche jeden Tag in der Stadt arbeiten müssen, sondern das Homeoffice wird aus meiner Sicht bleiben. Das man sagt, dann erschließen wir doch die Gebiete, wo Wohnungen leerstehen, das ist deutlich billiger, schafft dort auch Wachstum und Wirtschaftskraft und entlastet die Metropole. Beides muss man aus meiner Sicht machen und versuchen.

WDR 5: Glauben Sie, die Kommunen in Deutschland sind in der Lage, das so umzusetzen?

Dr. Gerd Landsberg: Ich glaube, dass die Kommunen sich darum bemühen werden. Aber ohne zusätzliche Hilfe von Bund und Länder schaffen wir das nicht. Bei den Bürgerinnen und Bürger entsteht ja häufig auch der Eindruck, die Kommune baut selber. Das tut sie ja in der Regel gar nicht. Das ist auch nicht die Aufgabe von uns, Wohnungen zu bauen. Wir müssen Rahmenbedingungen schaffen, dass Wohnungen gebaut werden. Und zwar schnell, preiswert und praktisch schnell umsetzbar. Da gibt es natürlich noch weitere Probleme: Wenn Sie zum Beispiel ein Mehrfamilienhaus seriell bauen wollen, also in Hamburg, in Bayern, in Nordrhein-Westfalen – überall brauchen Sie wieder eine neue Baugenehmigung, weil jedes Land seine eigene Bauordnung hat, teilweise auch mit unterschiedlichen Ansätzen. Auch da müssen wir drüber reden. Dann ein weiterer Punkt, das spielt natürlich für die Miethöhe eine Rolle: Wir machen aus guten Gründen – Klimaschutz – immer mehr energetische Anforderungen an die Gebäude, aber das kostet natürlich Geld. Mit der Folge, dass auch später natürlich die Miete dann höher ist.
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[bookmark: _Toc71888288]1921-26	KGSt-Kongress Digitalisierung & IKT 

Einmal im Jahr stellen der Arbeitskreis Kommunikation und Netze (AKN) des Deutschen Städtetages und die KGSt mit Unterstützung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes ein informatives Programm für den KGSt®-Kongress Digitalisierung und IKT (AKN-Forum) zusammen. Nachdem der Kongress im März 2020 coronabedingt abgesagt werden musste, wird die Veranstaltung im Jahr 2021 am 24. Juni virtuell stattfinden. Die Teilnehmergebühr für Kommunen beträgt 129 Euro, Anmeldungen sind ab sofort möglich. 

Die Corona-Pandemie hat dafür gesorgt, dass es auch in Städten und Gemeinden einen kräftigen Digitalisierungsschub gab. Hinzu kommen weiter Aufgaben, wie die zunehmende Digitalisierung der Lebens- und Arbeitswelt sowie die OZG-Umsetzung. 

Wie wirken sich diese Entwicklungen auf die öffentliche und kommunale IT aus? Wie sollten Kommunalverwaltungen sich strategisch aufstellen? Und welche Themen stehen aktuell in der Praxis ganz oben auf der Agenda? Diese und weitere Fragen werden auf dem Kongress adressiert. Dabei steht er dieses Jahr unter dem Titel „Digital in die Zukunft: Future of Work“. In der Gestaltung der Arbeit nimmt die IT eine Schlüsselrolle ein. Was lehren die Erfahrungen aus dem vergangenen Jahr? Wie werden neue Arbeitsformen etabliert?

Anmeldungen zu dieser Veranstaltung sind ab sofort möglich. Weitere Informationen zur Anmeldung und das Veranstaltungsprogramm finden sich unter www.kgst.de.


(G/2, Alexander Handschuh, 10. Mai 2021) 
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[bookmark: _Toc71888289]1921-27	Innovators Club stellt aktuelle Themenwoche vor

Der Innovators Club, die Ideenschmiede des DStGB, stellt in wöchentlich wechselnden „IC-Themenwochen“ spannende Studien und innovative kommunale Projekte rund um ein für Kommunen relevanten Themenbereich dar. Ein ausgewählter Beitrag der aktuellen Themenwoche „Künstliche Intelligenz“ wird hier exemplarisch vorgestellt, alle Beiträge der Themenwoche finden sich unter www.innovatorsclub.de

Künstliche Intelligenz: Ängsten und Sorgen begegnen

Der Verein Co:Lab – Denklabor & Kollaborationsplattform für Gesellschaft & Digitalisierung e.V. – hat Anfang 2021 eine Publikation zum Thema „Künstliche Intelligenz in Kommunen“ veröffentlicht. Ein Kapitel unter dem Titel „Facing Fears“ beschäftigt sich mit der Skepsis und Sorge vor Künstlicher Intelligenz in der Bevölkerung.

Die Entwicklungen im Bereich der Künstlichen Intelligenz lösen Verunsicherung und Sorgen aus. Es ist nicht klar, was sich alles verändern wird und was noch so bleibt wie früher. Die Bedenken, dass eine Künstliche Intelligenz einen Angestellten im Job ersetzen kann oder tatsächlich einmal klüger sein wird als Menschen, beschäftigen viele Bürger:innen. 

Um diesen Befürchtungen zu begegnen, ist es wichtig, dass Fixpunkte, Gewohnheiten und Ziele im Veränderungsprozess offengelegt werden, um Vertrauen und Vertrautheit zu schaffen. Gerade Transparenz ist in diesem Zusammenhang zentral. 

Zurzeit ist der Mensch selbst sehr klugen Maschinen noch weit überlegen, jedoch gibt es die Sorge, dass dies nicht mehr lange der Fall sein wird. Die Frage, ob eine Künstliche Intelligenz durch neuartige, wirklich intelligente Algorithmen einmal die Form einer „Superintelligenz“ erreichen wird, ist auch bei Expert:innen umstritten.

4A-Prinzip: Akzeptanz, Anschauen, Austausch, Aktion

Wie die Zukunft aussehen wird, ist also schwer abzuschätzen. Es besteht aber die Aufgabe, fundierte positive Zukunftsbilder zu erschaffen. Menschen müssen durch inspirierende, bejahende Zukunftsbilder mitgenommen werden. Hierbei müssen existierende Ängste aktiv wahrgenommen werden, um einen konstruktiv Umgang mit ihnen zu gewährleisten. Sowohl die Bedenken der Bürger:innen als auch der Verwaltungsmitarbeiter:innen müssen bewusst erkannt, akzeptiert und ernst genommen werden. Die Autor:innen empfehlen beim Umgang mit der Angst das 4A-Prinzip: Akzeptanz, Anschauen, Austausch, Aktion. Im aktiven Austausch miteinander können Menschen in die Lage versetzt werden, Ihre Sorgen zu reflektieren und auch selbst in die Veränderung kommen. Gängige Vorbehalte sind im Zusammenhang mit KI beispielsweise Kontroll- und Machtverlust, Fremdbestimmung oder auch der Verlust von Existenz und Vermögen.

Vor allem ein „diffuses schlechtes Gefühl“ nährt Ängste. Vielfach sind Vorbehalte auch geprägt von Halbwissen oder Unwissenheit. In der Verwaltung kann die Akzeptanz erhöht werden, indem unter anderem Strategien und Sicherheitsmechanismen im Umgang mit KI erklärt werden. Der Umgang mit der Thematik des Datenschutzes kann hier als Blaupause dienen. 

Drei Freiheiten für ethisch-vertretbare KI

Die Software-Entwickler und Ethik-Forscher Justin W. Flory und Michael Nolan haben 2020 ein Konzept der „Drei Freiheiten für ethisch-vertretbare KI“ vorgestellt und mit folgenden Forderungen verknüpft:

1. Die Freiheit, maschinelle Entscheidungen zu verstehen
1. Die Freiheit, Entscheider für ihre Systeme zur Rechenschaft zu ziehen
1. Die Freiheit, KI-Entscheidungen anzufechten 

In der öffentlichen Verwaltung der Kommunen gibt es zahlreiche Einsatzmöglichkeiten für unterstützende KI und parallel um Ängsten entgegenzuwirken. Besonders im Angesicht von Personalknappheit sowie gestiegene Anforderungen an Qualität und Quantität der Arbeit können sinnvolle KI-Systeme Freiräume schaffen. Bei einer nutzerorientierten Zusammenarbeit von Mensch und Maschine können die hohen Anforderungen der Bürger:innen und Unternehmen an die Smart City leichter erfüllt werden. Wenn deutlich wird, wie KI-Systeme den Menschen helfen, können Ängste abgebaut werden.

Viele Kommunen müssen zurzeit unter anderem aus Kostengründen noch auf standardisierte Angebote unterschiedlicher Softwareanbieter zurückgreifen. Viele KI-Tools beruhen jedoch auf frei zugänglichen Software-Bibliotheken und die benötigten Trainingsdaten hat die Kommune – oftmals ohne es zu wissen – bereits in ihren Registern liegen. Die notwendige Rechenpower wird vielfach über kommunale Datenzentralen zur Verfügung gestellt. Die technische Kombination günstiger Produktionsfaktoren für den KI-Einsatz ist in Kommunen also größtenteils vorhanden.

KI- und Datenkompetenz nötig

Der entscheidende Knackpunkt ist vielfach das notwendige Know-How vor Ort. Verwaltungen sollten also entsprechende KI- und auch Datenkompetenz erwerben. Diese Kompetenzen können entweder direkt in der Verwaltung selbst aufgebaut oder sie können Dritten überlassen werden, wenn diese nachweisbar vertrauenswürdig und sorgfältig sind. KI-Kompetenz ist Daseinsvorsorge und nicht nur reine Technikfolgenabschätzung. Es muss eine Bürgernähe der KI vorhanden bleiben und die Gestaltungsmacht muss bei der Kommune bleiben.

Künstliche Intelligenz bietet der gesamten Gesellschaft die Möglichkeit, neu zu definieren, wie wir leben möchten. KI an sich hat keinen Selbstzweck, sondern muss die Fragen nach dem „Warum“ und „Wozu“ beantworten können. Besonders die Verwaltungsmitarbeiter:innen müssen nicht nur Sinn und Zweck der KI, sondern auch die Art und Weise des Vorgehens und die konkreten Maßnahmen beim Nutzen von KI verstehen, damit sie diese gegenüber den Bürger:innen kommunizieren können.

Durch die Fähigkeiten von KI wird jedoch auch deutlich, was den Menschen als Menschen aus- und besonders macht. Der Mensch als Lebewesen mit Bewusstsein, Sinnen und Gefühlen hat selbst ein enormes Potenzial, welches durch den aufgrund von KI entstehenden Freiraum wieder neu erforscht und gehoben werden darf. Zentral bei allem Vorgehen ist, dass der Mensch im Zentrum der neuen Entwicklungen stehen muss.

Link zum Kapitel „Facing Fears“ in „Künstliche Intelligenz für Kommunen“: https://colab-digital.de/initiativen/koki/facing-fears/

Die aktuelle und ein Rückblick auf die vergangenen Themenwochen unter www.innovatorsclub.de/themenwochen/


(Andrea Schermann, 12.05.2021)
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[bookmark: _Toc71888290]1921-28	Die gute Nachricht: Impfwillige mit Arztpraxen, die Corona-Impfstoff übrig haben, schneller zusammenbringen

Die Seite www.sofort-impfen.de verspricht schnelle Impftermine beim Hausarzt in der Nähe und ist ein ehrenamtliches Projekt. Die Seite ist erst Anfang Mai an den Start gegangen und schon sollen sich mehr als 200.000 Nutzer registriert haben. 

Die Nutzer sind in diesem Fall Menschen, die nicht mehr auf ihren Corona-Impftermin warten wollen und hoffen, schneller als über die übliche Telefon-Hotline oder über die Anfrage bei ihrem Hausarzt, an eine Corona-Impfung heranzukommen. Interessierte melden sich dafür mit ihrer Postleitzahl und E-Mail-Adresse an und werden über das Portal benachrichtigt, sobald ein Arzt in ihrer Nähe freie Termine für Corona-Impfungen hat. Die Buchung läuft dann ebenfalls über Sofort-impfen.de.
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[bookmark: _Toc71888291]1921-29	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Digitalministerium im Bund
Der NExT e.V. hat einen Vorschlag zur Errichtung eines Digitalministeriums zur Diskussion vorgelegt.

Deutschland-Index der Digitalisierung
Das Kompetenzzentrum Öffentliche IT hat den Deutschland-Index der Digitalisierung 2021 herausgebracht. Der Index zeichnet die Veränderungen unserer Zeit nach und macht sie sichtbar.

Wie der digitale Wandel zu mehr Nachhaltigkeit führen kann
Die Corona-Pandemie verstärkt bereits vorab messbare Trends in der Arbeitswelt. Aber wird diese dadurch auch menschlicher und nachhaltiger?

BITKOM-STUDIE: Pandemie vertreibt den Zweifel an der Digitalisierung
Im Jahr 2020 haben viele Unternehmen ihre Vorbehalte gegenüber digitalen Lösungen aufgegeben. Vor allem die elektronische Rechnung ist auf dem Vormarsch.

Bundestag baut Digitalisierung im Gesundheitssektor aus
Videosprechstunden, elektronische Rezepte, Gesundheits-Apps: Mit einem neuen Gesetz soll das Gesundheitswesen digital ausgebaut und modernisiert werden.

SDGs und kommunaler Produkthaushalt
Mehr und mehr Städte, Kreise und Gemeinden entwickeln Gesamtstrategien für eine nachhaltige Entwicklung. Häufig orientieren sich die Kommunen dabei an den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals, SDGs) der Vereinten Nationen. Um die Wirksamkeit SDG-orientierter Strategien zu verbessern, sollten die Nachhaltigkeitsziele auch bei der kommunalen Haushaltsplanung berücksichtigt werden.

So kämpfen Schweizer Altstädte gegen das Ladensterben
Läden in der Altstadt haben es vielerorts schwer. Es gibt aber einige Rezepte, wie man Altstädte beleben kann.

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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[bookmark: _Toc71888293]1921-30	TERMINVORSCHAU 2021

	Mai
	

	
	

	26.05.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	31.05.
	194. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Juni
	

	
	

	09.06.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	10.06.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	15.06.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf (CCD)

	
	

	15.06.
	45. Sitzung des Hauptausschusses des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

	
	

	21.-22.06.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des DStGB, Berlin

	
	

	28.06.
	62. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Juli
	

	
	

	01.07.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.07.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	19.07.
	195. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	August
	

	
	

	12.08.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	September
	

	
	

	06.-07.09.
	DStGB-Ausschuss für Europafragen, Brüssel

	
	

	08.09.
	Rechts- und Verfassungsausschuss des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	13.09.
	196. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	13.-14.09.
	DStGB-Ausschuss für Städtebau und Umwelt, Isernhagen

	
	

	15.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.09.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Mühlheim am Main

	
	

	16.09.
	Mitgliederversammlung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes und Festakt "75 Jahre HSGB", Mühlheim am Main

	
	

	28.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Städtebau", Berlin

	
	

	29.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Vergabe", Berlin

	
	

	29.09.
	Ausschuss für Bildung und Soziales des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	29.-30.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.09.
	Mitgliederversammlung – Hessischer Städtetag, Kassel

	
	

	Oktober
	

	
	

	04.-05.10.
	DStGB-Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Neustrelitz

	
	

	25.-26.10.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Sitzungsort offen

	
	

	►27./28.10.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS -> Alternativ-Termin: 24./25.03.2022

	
	

	27.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	04.11.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	►24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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